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Entwurf  

Gesetz 

zum Vertrag 

zur Vorbereitung und Durchführung der ersten 

gesamtdeutschen Wahl des Deutschen Bundestages 

zwischen »  

der Deutschen Demokratischen Republik 

und der 

Bundesrepublik Deutschland vom 3. August 1990 

(Verfassungsgesetz) 

vom 

§ 1 

Die Volkskammer bestätigt den am 3. August 1990 in Berlin 

unterzeichneten Vertrag zur Vorbereitung und - Durchführung 

der er s ten gesamtdeutschen. Wahl des Deutschen Bundestages 

zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der 

Bundesrepublik Deutschland einschließlich der Anlage. 

§ 2 

Das Bundeswahlgesetz der Bundesrepublik Deutschland in der 

Fassung *der Bekanntmachung vom 1. September 1975 (BGBl. I 

S. 2325), zuletzt geändert durch das Neunte Gesetz zur Änderung 

des Bundeswahlgesetzes vom 11. Juni 1990 (BGBl. I S. 1015) 

wird in der Deutschen Demokratischen Republik mit den im 

Vertrag gemäß § 1 enthaltenen Änderungen und Maßgaben in 

Kraft gesetzt. Als Zeitpunkt des Inkrafttretens gilt der Tag, 

an dem der Vertrag zur Vorbereitung und Durchführung der ersten 

gesamtdeutschen Wahl des Deutschen Bundestages in Kraft tritt. 



§ 3 

Der Vertrag und das Bundeswahlgesetz sowie die gemäß Artikel 1, 

Abs. 2 des Vertrages im Hinblick auf die erste gesamtdeutsche 

Wahl anzuwendenden Bestimmungen des Parteiengesetzes der Bundes-

republik Deutschland werden nachst e hend veröffentlicht. 

§ 4 

Der Tag, an dem der Vertrag gemäß seinem Artikel 8 in Kraft 
tritt, ist im Gesetzblatt der Deutschen Demokratischen Re-
publik bekanntzumachen. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt mit seiner Veröffentlichung in Kraft. 

 



Vertrag 
zur Vorbereitung und Durchführung der ersten gesamtdeutschen Wahl des Deutschen 

Bundestages zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der Bundesrepublik 
Deutschland 

Die Deutsche Demokratische Republik und die Bundesrepublik Deutschland, 

eingedenk des bei der Schaffung der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zum 
Ausdruck gebrachten Wunsches zur Herstellung der staatlichen Einheit nach Artikel 23 
des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland, 

in dem Willen, als wichtigen Schritt zur Herstellung der deutschen 
Einheit die Wahl des Deutschen Bundestages durch das ganze deutsche 
Volk vorzubereiten,. 

unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die Wahl des Deutschen Bundestages in dem 
nach Artikel 39 Abs. 1 Satz 3 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland 
festgelegten Zeitraum stattzufinden hat, 

in dem Wunsch, daß die bevorstehende Wahl als gesamtdeutsche Wahl aufgrund eines 

einheitlichen Wahlrechts durchgeführt wird und deshalb der Geltungsbereich des 

Bundeswahlgesetzes auf das Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik erstreckt 

werden sollte, 

in dem Bewußtsein, daß hierbei Änderungen und Anpassungen des Bundeswahlgesetzes 
erforderlich sind, 

sind übereingekommen, einen Vertrag über die Vorbereitung und Durchführung der 
ersten gesamtdeutschen Wahl des Deutschen Bundestages mit den nachfolgenden 
Bestimmungen zu schließen: 



Artikel 1 

(1)Für die erste gesamtdeutsche Wahl wird der Geltungsbereich des Bundeswahlgesetzes 
der Bundesrepublik Deutschland in der Fassung der Bekanntmachung vom 1 . September 

1975 (BGBl. I S. 2325), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Juni 1990 (BGBl. I S. 

1015), und des Wahlprüfungsgesetzes vom 12. März 1951 (BGBl. I S. 166), zuletzt 

geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 24. Juni 1975 (BGBl. I S. 1593), auf das 

Gebiet der Länder Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Sachsen . 

und Thüringen sowie auf das Gebiet von Berlin (Ost) erstreckt. Das Bundeswahlgesetz 
gilt mit den in der Anlage bezeichneten Änderungen und Maßgaben. 

(2) Im Hinblick auf die erste gesamtdeutsche Wahl werden in dem vorbezeichneten 
Gebiet ferner § 2 Abs: 1, § 5, §§ 18 bis 21 und § 39 Abs. 2 des Parteiengesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. März 1989 
(BGBl. I S. 327) angewendet. § 20 wird mit der Maßgabe angewendet, daß auch die 
Wahlergebnisse der Volkskammerwahl vom 18. März 1990 zugrundegelegt werden. 

(3) Politische Vereinigungen im Sinne des Gesetzes über die Wahlen zur Volkskammer 

der Deutschen Demokratischen Republik am 18. März 1990 vom 20. Februar 1990 
(GBl. I S. 60) werden den Parteien im Sinne des § 2 Abs. 1 des Parteiengesetzes der 

Bundesrepublik Deutschland -gleichgestellt. 

Artikel 2 

Die zur Durchführung des Bundeswahlgesetzes erlassene Bundeswahlordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. Dezember 1989 (BGBl. 1990Z S. 1, 142), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 25. Juni 1990 (BGBl. I S. 1199), sowie die 
Bundeswahlgeräteverordnung vom 3. September 1975 (BGBl. I S. 2459), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 15. November 1989 (BGBl. I S . 1981), 
gelten auch für die Länder Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, 
Sachsen und Thüringen sowie für Berlin (Ost). Der Bundesminister des Innern nimmt die 
mit Rücksicht auf die in Artikel 1 getroffene Regelung notwendigen Änderungen vor und 



erläßt im Benehmen mit dem Minister des Innern der Deutschen Demokratischen 
Republik erforderlichenfalls Anpassungsvorschriften für die Länder 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen 
sowie für Berlin (Ost). 

Artikel 3 

Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl wird Berlin als ein Land behandelt. 

Artikel 4 

Die Zuständigkeit des Bundeswahlleiters und des Bundeswahlausschusses nach den 
Vorschriften des Bundeswahlgesetzes und der Bundeswahlordnung erstreckt sich auch auf 
das Gebiet der Länder Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, 
Sachsen und Thüringen sowie auf Berlin (Ost). Der Bundeswahlleiter beruft zwei 
zusätzlihe Mitglieder mit Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen Republik in 
den Bundeswahlausschuß. 

Artikel 5 

Die Parteien genießen bei der Wahlvorbereitung volle Betätigungsfreiheit im Rahmen der 

Gesetze, soweit sie nicht vom Bundesverfassungsgtricht nach Artikel 21- Abs. 2 Satz 2 

des Grundgesetzes im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland für verfassungswidrig 
erklärt oder gemäß § 21 des Parteiengesetzes der Deutschen Demokratischen Republik 
vom 21. Februar 1990 (GBl. 1 S. 66), geändert durch Gesetz vom 31. Mai 1990 (GBl. I. 
S. 275), vor dem Inkrafttreten dieses Vertrages vom Großen Senat des Obersten Gerichts 
im Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik verboten worden sind. 



Artikel 6 

Die im bisherigen Geltungsbereich des Bundeswahlgesetzes bereits vorgenommenen 

Wahlvorbereitungshandlungen, insbesondere die Aufstellung der Bewerber, bleiben 
unberührt, soweit nicht die Regelung des Artikels 3 eine Neuvornahme erfordert. 

Artikel 7 

Entsprechend dem Viermächte-Abkommen vom 3. September 1971 wird dieser Vertrag 
in Übereinstimmung mit den festgelegten Verfahren auf Berlin (West) ausgedehnt. 

Artikel 8 

Dieser Vertrag einschließlich der Anlage tritt an dem Tag in Kraft, an dem die 
Regierungeh der Vertragsparteien einander mitgeteilt haben, daß die erforderlichen 
verfassungsrechtlichen und sonstigen innerstaatlichen Voraussetzungen für das 
Inkrafttreten erfüllt sind. . 

Geschehen in Berlin am 3. August 1990 in zwei Urschriften in deutscher Sprache. 

Für die 
Deutsche Demokratische Republik 

gez.: Krause 

Für die 
Bundesrepublik Deutschland 

gez. : Schäuble 



Anlage  

I. 

Das Bundeswahlgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vorn 1. September 1975 
(BGBl. I S. 2325), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Juni 19.90 (BGBl. I S. 1015), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 wird die Zahl "518" durch die Zahl "656" ersetzt; in § 1 Abs. 2 wird 
die Zahl "259" durch die Zahl "328" ersetzt. 

2. § 53 wird wie folgt gefaßt: 

" § 53 
Übergangsregelungen für die Wahl 

zum 12. Deutschen Bundestag 

(1)Der Bundeswahlausschuß besteht abweichend von § 9 Abs. 2 Satz 1 aus dem 
Bundeswahlleiter und acht von ihm berufenen Wahlberechtigten als Beisitzern. 

 
(2)Landeslisten verschiedener Parteien, die in keinem Land - ausgenommen Berlin -
nebeneinander Listenwahlvorschläge einreichen, können durch Erklärung gegenüber dem 
Bundeswahlleiter verbunden werden. Die Erklärung ist gemeinsam von den 
Vertrauenspersonen und den stellvertretenden Vertrauenspersonen aller beteiligten 
Landeslisten spätestens am zwanzigsten Tag vor der Wahl schriftlich bis 18. Uhr 
abzugeben. Für das weitere Verfahren gilt § 29 Abs. 2 und 3 entsprechend. § 6 Abs. 6 
und § 7 Abs. 2 und 3 gelten für verbundene Landeslisten verschiedener Parteien 
entsprechend. 

(3) Die in den nachstehend genannten Bestimmungen dieses Gesetzes festgelegten Fristen 
werden für die Wahl zum 12. Deutschen Bundestag wie folgt abgekürzt: 



1. In § 18 tritt 

a) in Absatz 2 Satz 1 an Stelle des neunzigsten Tages der siebenundvierzigste Tag, 

b) in Absatz 4 an Stelle des zweiundsiebzigsten Tages der siebenunddreißigste Tag. 

2. In § 19 tritt an Stelle des sechsundsechzigsten Tages der 
vierunddreißigste Tag. 

3. In §26 tritt 

a) in Absatz 1 Satz .1 an Stelle des achtundfünfzigsten Tages der dreißigste Tag, 
b) in Absatz 2 Satz 5 an Stelle des zweiundfünfzigsten Tages der vierundzwanzigste 
Tag, 
c) in Absatz 3 an Stelle des achtundvierzigsten Tages der zwanzigste Tag. 

4. In § 28 tritt 
a) in Absatz 1 Satz 1 an Stelle des achtundfünfzigsten Tages der dreißigste Tag, 
b) in Absatz 2 Satz 5 an Stelle des zweiundfünfzigsten Tages der vierundzwanzigste Tag, 
c) in Absatz 3 an Stelle des achtundvierzigsten Tages der zwanzigste Tag. 

5. In § 29 tritt 
a) in Absatz 1 an Stelle des vierunddreißigsten Tages der zwanzigste Tag, 

b) in Absatz 2 Satz 1 an Stelle des dreißigsten Tages der sechzehnte Tag, 
c) in Absatz 3 an Stelle des sechsundzwanzigsten Tages der fünfzehnte Tag. 

(4) § 18 Abs. 2 Satz 1 gilt mit der Maßgabe, daß auch die Vertretung in der 
Volkskammer zu berücksichtigen ist und die Wörter "mit mindestens fünf Abgeordneten" 
entfallen." 

3. Die Anlage zu dem Gesetz wird durch die im Anhang genannten und beschriebenen 
Wahlkreise 257 bis 328 ergänzt. 



II. 

Für die Anwendung des Bundeswahlgesetzes auf die Vorbereitung und Durchführung der 
Wahl in den Ländern Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, 
Sachsen und Thüringen sowie in Berlin gelten folgende Maßgaben: 

1. Die Zuständigkeiten der Landesregierung nach § 8 Abs. 3 sowie § 9 Abs. 1 und 
Abs. 2 Satz 2 ,2. Halbsatz werden wahrgenommen 

a) in Berlin gemeinsam vom Senat und Magistrat oder der von ihnen bestimmten Stelle, 

b) in den Ländern Mecklenburg-Vorpomrnern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Sachsen 
und Thüringen vorn Minister des Innern der Deutschen Demokratischen Republik oder 
der von ihm bestimmten Stelle. 

 
2. Deutsche im Sinne der §§ 12 und 15 des Bundeswahlgesetzes sind in den Ländern 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen 
sowie in Berlin (Ost) Personen, die nach der Rechtsordnung der Deutschen 
Demokratischen Republik Bürger der Deutschen Demokratischen Republik oder Bürger 
der Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin (West) sind. 

3. § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 gilt für vergleichbare Dienst- und Arbeitsverhältnisse der 
Deutschen Demokratischen Republik entsprechend. Für die Anwendung der Nummern 2 
und 3 ist. auch eine frühere Wohnung oder ein früherer Aufenthalt im Gebiet der Länder 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt; Sachsen und Thüringen oder 
in Berlin (Ost) zu berücksichtigen.. 

4. In den Ländern Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Sachsen 
und Thüringen sowie in Berlin (Ost) gilt anstelle von § 13 Nr. 2 und 3 folgendes: 
"Vom Wahlrecht ausgeschlossen sind Bürger, die wegen einer psychischen Erkrankung 
oder schwerer Fehlentwicklung der Persönlichkeit von Krankheitswert oder wegen 



intellektueller Schädigung unter vorläufiger Vormundschaft oder unter Gebrechlich-
keitspflegschaft stehen: Entsprechendes gilt bei Bürgern, die aus den gleichen Gründen 
auf der Grundlage der geltenden Rechtsvorschriften unbefristet in eine Einrichtung 

für psychisch Kranke eingewiesen sind." 

5. Für die Feststellung der Parteieigenschaft durch den Bundeswahlausschuß nach 
§ 18 ist auch für das Gebiet der Länder Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, 
Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen sowie für Berlin (Ost) § 2 Abs. 1 des 
Parteiengesetzes der Bundesrepublik Deutschland in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. März 1989 (BGBl. I S. 327) maßgeblich. 

6. Anstelle der Versicherung an Eides Statt (§ 21 Abs. 6, § 27 Abs. 5, § 36 Abs. 2) ist 
im Bereich der Rechtsordnung der Deutschen Demokratischen Republik die Versicherung 
der Wahrheit im Sinne von § 231 des Strafgesetzbuches der Deutschen Demokratischen 
Republik abzugeben. 

7. § 27 Abs. 1 Satz 2 gilt in den Ländern Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, 
Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen mit der Maßgabe, daß die Zahl der 

Wahlberechtigten bei der Volkskammerwahl am 18. März 1990 zugrundezulegen ist. 

In Berlin sind 2 000 Unterschriften beizubringen. 

8. § 30 Abs. 3 Satz 1 gilt in den Ländern Mecldenburg-Vorpommern, Brandenburg, 
Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen mit der Maßgabe, daß sich die Reihenfolge der 

Landeslisten von Parteien, die ih der Volkskammer vertreten sind, nach der Anzahl der 

Stimmen richtet, die sie bei der Wahl zur Volkskammer am 18. März 1990 erreicht 
haben. 

In Berlin richtet sich die Reihenfolge der Landeslisten von Parteien, die im Deutschen 
Bundestag oder in der Volkskammer vertreten sind, nach der Gesamtzahl der 
Zweitstimmen bei der letzten Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin und der Stimmen. 
bei der Wahl zur Volkskammer am 18. März 1990. 



9. § 36 Abs. 4 gilt für die Deutsche Post entsprechend. 

10. § 49 a wird in den Ländern Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen

-

Anhalt, Sachsen und Thüringen sowie in Berlin (Ost) mit der Maßgabe angewendet, daß 
Ordnungsstrafen im Sinne des Gesetzes zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten vom 
12. Januar 1968 (GBl. I S. 101), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. Juli 1990 (GBl . 

S. 526), in Höhe bis zu 100 000 Deutsche Mark verhängt werden können. 



Artlage  zur Drucksache Nr. 173 

Parteiengesetz, 

Cesetz 
über die politischen Parteien 
(Parteiengesetz) 
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Parteiengesetz 

§§ 1-2 

Erläuterungen auf Seite 17 

Erster Abschnitt 
 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Verfassungsrechtliche Stellung und Aufgaben der Parteien 

(1) Die Parteien sind ein verfassungsrechtlich notweniger Bestandteil der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung. Sie erfüllen wir ihrer freien, dauernden Mitwirkung an 
der politischen Willensbildung des Volkes eine ihnen nach dem Grundgesetz obliegende 
und von ihm verbürgte öffentliche Aufgabe. 

(2) Die Parteien wirken an der Bildung des politischen Willens des Volkes auf allen 
Gebieten des öffentlichen Lebens mit, indem sie insbesondere 
auf die Gestaltung der öffentlichen Meinung Einfloß nehmen. 
die politische Bildung anregen und vertiefen. 
die aktive Teilnahme der Bürger um politischen Leben fordern, 
zur Übernahme öffentlicher Verantwortung befähigte Bürger heranbilden, 
sich durch Aufstellung von Bewerbern an den Wahlen in Bund, Ländern und Gemeinden 
beteiligen, 
auf die politische Entwicklung in Parlament und Regierung Einfluß nehmen. 
die von ihnen erarbeiteten politischen Ziele in den Prozeß der staatlichen Willensbildung 
einführen und 
für eine ständige lebendige Verbindung zwischen dem Volk und den Staatsorganen sorgen. 

(3) Die Parteien legen ihre Ziele in politischen Programmen nieder. 

§ 2 Begriff der Partei 

(1) Parteien sind Vereinigungen von Bürgern, die dauernd oder für langere Zeit für den 
Bereich des Bundes oder eines Landes auf die politische Willensbildung Einfluß nehmen. 
und an der Vertretung des Volkes im Deutschen Bundestag oder einem 1tag mitwirken 
%%ulkt,. 	en t: sie rtat.11 dem t ;•saridbild der 1:61 , :tc1.1iiiitql Vvrhislt1);%Nt'. it1.1.1.,t811(lert: 1134•11 

1 ::nrang und •esligkril Orgarei.sation. nat r Zahl ihrer Mitglied% r und graele 
ihrem ller%ortreten in der erfentlirlskr.it eint ansreit henle Genirin' Tor dir Ertestharlig• 
keit di eser Zi e lsetzung, Mo en. \1j1211, teer eitivr .1% , 111•1 kramen nur nartirliche Perstmen 
sein. 

• . 
12) Eiste Vereinigitng t erlitt t ihre Rechtssteitong als V.ef•i, %tem) sie sechs Jahre lang 
%leder an einer Itunti•stagsw 	noch an einer 1 aridtags•ahl tunt eigenen 

terigeniminten hat.  
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t ;esti zes befindet. 
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Parteiengesetz 

§§ 3-6 

3 Akti••.und Passivlegitimation 

Die Partei kann unter ihrem Namen klagen und verklagt %vet.den. Das gleiche gilt für ihre 
Gebiets% erhände der jeweils höchsten Stufe. sofern die Satzung der Partei nichts anderes 
bestimmt. 

4 Name 

(I) Der, Name einer Partei muß sieh von dem Namen einer bereits bestellenden l'artci 
dentlielt unterscheiden; das ,gleiche gilt für Kurzbeitichnungen. In der Wahlwerbung 
und im_ Wahlverfahren darf nur der satzungsmfillige Name oder dessen Kurzbezeichnung 
geführt werden; 7.USAZiltteidllUligC11 Weggehe•SCI1 s erden. 

(2) Gebietsverbände führen den Namen der Partei unter Zusatz ihrer Orga ► is ► tions• 
stellung. Der Zusatz für Gebietsverbände ist nur an muhfolgender Stelle zulässig. In der 
allgemeinen Werbung und in der Wahlwerbung kann der Zusatz weggelassen werden. 

(31 Gehiets‘trK► ndr, die aus der Partei nosseheid•n, verlieren das Recht, den Namen 
der Partei weiterzuführen. Ein neu gewählter Name darf ni•tat In einem Mollen Zusatz 
zu dem bisherigen Namen bestehen. Entspreehendes gilt für Nurittezeichnungen. 

§ 5 Gleichbehandlung 	. 

0) Wenn ein Träger öffentlicher Gewalt den Parteien Einrichtungen zur Verfügung 
stellt. oder andere uffentliehe Leistungen genährt. Nol te st alle Parteien gleichbehandelt 
werden. Der Umfang der Gewährung kann nach der Itedeutung der Parteien bis tu 
dem für die. Erreichung ihres Zneekes et forderlieh•n ltindesfinal; abgestuft werden. 
Die Iledeutting der Parteien hentiiit sieh insbesoodcre auch nach den Ergehnisst:n 
sorausgegangenee. ‘Valden zu Volkssertret'lugen. Vur eine Partei, die im Itundtstag in . 

 Fraktions:tArke vertreten ist, mull der Umfang der Gewährung mindestens halb NO 

:Wirt fur jede andere Partei sein. 

424 htr die tkwaltrung titrentlicber Leistungen in *It.a tnut t.uhang mit einer Wahl gilt 
Absatz 1 während der Dauer des Wahikampres nur für Parteien. die Wallhorst:Wäge 
eingereicht hatten. 

01 Öffentliche Leistungen nach Ahsatz 1 kennen 	bestitun ► e sag bliche. sun allen 
Parteien tu erfüllende %it.raussetzungen gebunden .terth.•n. 

(41 Die § 18 bis 22 bleiben unberührt. 

7steitcr Ah•chniit 
Innere Ordnung 

fi Sattung und Progratnto 	, 

I 1) Die Partei mute eine schriftliche Satzung und ein schriftliches Prngram" haben. Die 
Gehiets%erhänd• regeln ihre Angelegenheiten durch eigene Satetmgvu, erznen die Satzung 
des jen•its nächsthoheren Gehietsserhand•s hierüber keine Vorschriften etnbatt. 



Parteiengesetz §§ 15-18 

§ 15 Willensbildung in den Organen 

(I) Die Organe rasselt ihre lteseblösse mit einfacher Stimmentnehrbeit, soweit nicht 
abarch Gesetz unte• Sattmalz erhöhte Stiminetamehrheit %orgesehritben ist. 

121 Die Wahlen der VorNiaro•tnitglieder und der Vertreter zu Vertreterversammlungen 
• und zu Organen höherer Gebielm erhantle sind gehehn. Hei den übrigen Wahlen kann 
talren abgestimmt werden, trenn sieh auf Ilefragen kein Wittersprueh erhebt. 

(3) Das Antragsrecht ist so zu gestalten. ekel, eine demokratische Willensbildung gewähr-
leistet l ► leiht. insbestandere mich ltinderheiten ihre Vo•sehlöge ausrviehenti zur Eriirte-
einig bringen können. In den 'Versammlungen ► iaherer Gehielseerhände ist mindestens 
den Vertretet al der Gebietsverbönde der beiden nächstnit.d•igen Stufen ein Antragsrecht 
einzuriiumen. Bei Wahlen und Ahslimmulagen ist eine Ilindong an lteschlüsse anderer 
Organe unzuliKsig. 

Niannahmen gegen Gebiets% erkinde 

i 1 e - 111e Aullösung und der Ausschun nachgeordneter Geldelsverlaände sowie die Amts-
enthebung ganzer Organe derselben sind nur wegen schwerwiegender 'Verstone gegen die 
Grundsölte oder die Ordnung der Partei tutiissig. In der Satzung ist zu laestinamen, 
t. aus Kelchen Gründen die Nlannahmen zuliissig sind, 
2. welcher übergeordnete Gebietsverband und welches Organ dieses Verbandes sie 

treffen können. 

(2) Der Vorstand der Part ei oder eifi•s fihergeordoeten (i•bietsrerhandes hettarf für eine 
Niannahme nach ,Absah 1 der Bestätigung dureli ein höheres Organ: 1 1 ie Nfidinttinne tritt 
.außer Kran. menn die Hestatigung nicht :111r dem Wichsten Parteitag ausgesprochen wird. 

13) Gegila 11:annahmen nA•ll :Altsatt 	 die Anngilim, eines Sehiretsgrr ie fers taatulassen. 

l'nitter Absdann 
Aaarsteilung von IVahlbew erbern 

17 Aufstellung von Waldlaenerbern 

Die Aufstellung rot: item erbern fue Wahlen in ‘Olkst ertretungen muß in geheimer 
Abstimmung erfolgen. Die Aufstaunt; regeln die Wahlgesetze und die Satzungen der 
Parteien. 

Vierter Abschnitt 
Erstattung tun Wahlkampfkosten 

§ 	Grunds:dm: und Umfang der Erstattung 

(11 Die notwendigen K9%4% eines angeme ,,.enen 1Vahlkampfes sind Parteien, die sich 
an der ituttcle.t;e:t%truld ti;it •i2viien 	aldt in.mtd:igeir beteiligt haben. tu erstatten. Die 

1s AN !)11 •M:111: et: 



Parteiengesetz 

§ 18 

‘Vahlkampflusten nmtassen einen Ponselual ►et•ag %im 5.00 Deutsche 11ark je Mahnte• 
re•l ► igten dieser Ilontlestagsw saht Mahlkampfkostenra1)%thate) und dir S ►ckelbetrage 
tauch Absatz • 

(2) Die NVa ► lkutnpfkostettpauseltale wird auf Parteien %erteilt. die nach dem endgültigen 
Wahlergebnis inindestens 
1. 0.5 t. ► to Hundert der im Wahlgebiet abgegebenen gültigen Zweitstimmen ()der 
2. 111 %um 11undert der in einette 1VallIkreis abgegebenen gültigen Erststimmen. wenn in 

diesem 1,und eine Landesliste dieser Partei nicht zugelassen stur, 
erreicht huben. 	 • 

13) Der Anteil an der t•al ► tkampfknstet ►ans•lud• ► e ► int sich 
I. hei Parteien nach Absatz 2 Nr. 1 nach dem Verhalt ► is der im \Valdgeltiet erreichten 

Zweitstimmen, 
2. bei einer Partei nach Absatz 2 Nr. 2 mit einem ltet•og s ►►  5.00 Deutsche stark für jede 

Erststimme in 'Wahlkreisen, in denen die Nlitutest•timmen•Ill eint 10 %nto Hundert 
erreicht worden ist. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten eut>preehend für Itoterber eines ‚tad, Maltgab• der §e 18 
und 20 des Ilimdeswahlgesettes von ‘Vahlbet Ixtlagien eitaii•reielden NVald‘ürschloges. 
sofern sie mindestens 10 tunt Ilundert der in einen) Wahlkreis abgegebenen gültigen 
Erststimtnen erreicht haben. 

15) Vor der Festsetzung der Anteile an der 1N'atilkampiknstenpauseltale für Paiteien 
nach Absatz 3 Nr. 1 sind zun;ichst die auf die Parteien nach .‘bsatt. 3 Sr. 2 somit': die auf 
Bewerber nach Absatz 4 entfallenden Anteile an der Wallikampfkostenpnteschale von der 
\Vahlkam ►fkoste ►tpauschole abzitziehen. • 

1 1 :trit';VI), die mindestens 2 sibm lttimirrt d er im W;dd vehie t a hge ge b enof gülligel) 
Zweitstimmen erreicht haben. erhalten für die ltatidestag.wahl zusätzlich zu der Pand 

• schale nach A1t,atc 1 einen SoCkvilletraK in !Iahe von h sInn Hund ert des  in ; tEszi at 1 
festgelegten Betrages. Der Sockelbetrag darf isei tim'? Pat sei SO suHr llatittlert ihres Anteils 
an der NVahlkanaprKostenponsehale (Absatz 3) nicht ti ► erstrigen: 

17, Die Summe der Erstattungen der Kosten angemessener Wahlkämpfe aus Offentliehen 
11itteln darf gegenüber den Gesamteinnahmen einer Partei nach § 24 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 
und 8 im zweiten Kalenderjahr nach der Erstattung der Kasten des Ilunde%tagaltl-
kautpfes und in den diesem Jahr %orangeeaugenen drei 1:altnderjahren nicht überwie-
gen. t.'her.diese Grenze hinausgehende Erstattungsbetrage sind san der nachstfälligen 
Erstattungszaltiung in Abzug tu bringen. 

(St Vor Änderungen in der Struktur und Höhe der %Valdkampfkostenerstattung Jegt 
eine Kommission unabhängiger.  Sattnerständiger. die st au Ilundesprä›identen berufen 
wird. dein Deutschen 11Ittadestag Empfehlungen %Of. 



Parteiengeset z 

§§ 19-22 

§ 19 Erstatteengsverfahren 

(1) Die Festsettung und die Auszahlung des Erstattungsbetrages (Anteil an der Wahl-
k ► tunikuslenpauschale. und Sockelbetrag) ist innerhalb von zwei Nimmten nach dem Zu-
sammentritt des Bundeinges bei dem Präsidenten des Deutschen Bundestages schriftlich 
zu beantragen. Dee.Antr ►g kante aur einen Teilhetrag begrenzt werden. 

t2) Der Erstattungshetrag wird %Im dem Prasidenten des Deutschen Ituntlestagrs 
festgesetzt und aus* tafelt. A hsehlagszahlungen nach 20 sind antorechnett. § 23 a bleibt 
unberührt. 

§ 20 Absehlag,stablungen 

t I, Ihn Parteien. die bei der jeweils vorausgegangenen Butttlestagswahl Wahlergebnisse 
erreicht hatten. die die ‘'oraussetzungen für eine Erstattung erfüllt hätten, sind auf 
Antrug Abschlagstaklungen auf den F:rstaittengsetrag zu gewähren. ,1liseldagszuhlungen 
können im ra,eitett und dritten Jahr der Wahlperiode des Deutschen Bundestages sowie im 
Wahljahr gezidelt werden; sie dürfen jeweils 20 vom Hundert der Gesamtsumme des nach 
dem Ergebnis der vnrausr,egangetten Wahl zu erstattenden Betruges niebt überschreiten. 

(21 Der Antrag auf Abschlagszahlungen ist NO•irdich bei dem Präsidenten des Deut-
schen Bundestages einzureichen. 

13) Endet die Wahlperiode des Deutselten Itnetelestages vor/eilig, kann der Präsident des 
Deutschen Bundestages vor der Itundestag•walel Abschlagszahlungen ahneidsend von Ab-
satz 1 Satt. 2 mit der Maltgabe gewähren, (hol sie 60 %nm Hundert der Erstattungshetrüge 
nicht übersteigen dürfen. 

14) A hsehhegszahlungeet timt nach der Wahl t eifitekittzahlen. SOn ei) sie den Erstattung.s-
!ui ralt übersteigen oder wenn ein •rstättungsansarttel• nietet entstanden ist. 

21 	Bereitstellung %on ItundeNrlitt eto 

11) Die nach den' § 13 und 20 erford•rlichen Mittel sind im ItundeshanShaltsplan 
auszubringen. 

12) Der Bundest eehnungsleof tauft, ob der Präsident des 1)eulselleet ltundestages als 
mietet% erw altende Stelle die %%a ► ihnenpaars•a entsprechend den Vorschriften dieses 
,1bset ► nitts erstattet hat. 

§ 22 Erstattung von %% ► iilkamiefkosten in den Ländern 

Die Lander werden erntiteltdgl. durch tiesett Vorsehritlen über die Erstattung von 
•Valelkatnpfk ►sten für Landtagswahlen to erlassen. Diese müssen sich im Rahmen dell 

18 Ahs. 1, ß und 7 und der 	19 und 20 (halten. Bei Parteien natio ►earer Minderheiten 
darf die. Erstattung nicht sott eit;ent Mindeastin ► menanteil abhängig gemacht werden. 

1) \:•;, 1 d 1  IM. !O• .11•`,11! • 1.11 HI 



Parteiengesetz 

§§ 36-41 

36 1.1n•en:letz st•uefiechtlicher Vörs•htitt•nz 

37 Nichuisturodhark•il von VorNchrinen des Mirnerliehen Cesettimelts 

n 54 •:att 2 ii‘t ie die 4,4 61 his 63 des 	 Gesetzbuchs werden hei Parteien nicht 

angewandt. 

*1ti 73% angsmittel dr, liz ► al•hwablled••s 

Her Ibnnieswahlleiter kann den N'i•st ► nd der Partei zur Vornahme der Handlungen 

nach * 6 Abs. 3 durch ein Z•angsgelzt aohalten. Die Vorschriften des Verwaltungs. 
Vollst reckongsgesettes gelten sinngetuall; der Ituntleswaldleiler handelt insoweit als 

V ► ttstre•kongs• und Vollzugsbelihrtle• Itie Hohe des Zwangsgeldes betragt mitztleslens 

500 Hentsche Mark und höchstens 3 000 Deutsche 11ark. 

§ 341 i 'hergangs% orS•h ritten 

11) rar die Reelionaw.jahre I11i7 und 	findet 	a 	in der bis zum 

31. Dezember 1488 geltenden Fassung mit der Nialtgalle, dar, die r ► an•enazzsglcicle,. 

belCilge 10 tunt Honder! der 4iesandstomm. der nach Item Er2elmi.... der Sorattsgegan-

eftilei% Wald der aospru•ltsbeterlitigt;•n Partei rft erstattenden Maldkarbufkost•n nicht 

1:14 esteigen idiirfen. Anwendung hei Parteien. fair die; die )feintil•t•n Ilestimmungen 

geringeren nszahloogsheb :igen hinten mardrit. Im übrigen findet 4  22 a •hs. 2 in der edi 
1..latotar 1989 geltenden Fassung ab dem Rechnungsjahr 11 ,87 All n ectidung. Parteien, die 

Ansprzzel) auf tlianeenausgleichi.tattittneen halten 44 22 a Alps. 1). teilen dem Priisittenten 
des Heuteehen Ilundestages die Zahl ihrer hvitragspllichtigen Nlitgli•d•r zum Ende des 

Jahres 1987 bis mit'n 31. Aars 1989 Mit. Hie .11ö.aben messe! ton 141,..a1 Nviei mind*Kprister 

•nt •;;r••henzt den • ►rschril•e des § 2. Ah:. 2 !.:ati. 1 geprüft 'ein. 

.2b kor die %%:thl imw 12. Pot ► •ehen Iton ► estag heimst 41;•r •"t'Ist'llit•tritr nach § iK 

Abs. h 3 %nm lis ► ndert. 

40)  

„ 	1)ive,•n ceselz gilt malt %lanual.v de,4 13 Albs. 1 des Primi' i'llertritimeut:Ntizo, auch irr 
Land Itz Hin. SHlange der Anwendun2 	••alst•1s 21 	2 Salz 2 des. ;rundgest•lies im 
Land Iterlin Ihm lernisse eatt:egenste heti. t.1•"rk ei der Sietzetzti. 	hoitt und : 38 dieses 

t ;,:setz•• iril Litirf 11.1.1 bis reit tu a7:24•11 

* 41 	Hz..> ra •ltieteztl 
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Erster Abschnitt 
Wahlsystem 

§ 1 Zusammensetzung des Deutschen Bundestages 
und Wahlrechtsgrundsätze 

(1) Der Deutsche Bundestag besteht vorbehaltlich der 
sich aus diesem Gesetz ergebenden Abweichungen 
aus 518 Abgeordneten. Sie werden in allgemeiner, 
unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl von 
den wahlberechtigten Deutschen noch den Grund-
sätzen einer mit der Personenwahl verbundenen Ver-
hältniswahl gewählt. 

(2) Von den Abgeordneten werden 259 nach Kreis-
wahlvorschlägen in den Wahlkreisen und die übrigen 
nach Landeswahlvorschlägen (Landeslisten) gewählt. 

§ 2 Gliederung des Wahlgebietes 

(1) Wahlgebiet ist der Geltungsbereich dieses Geset-
zes. 

(2) Die Einteilung, des Wahlgebietes in Wahlkreise 
ergibt sich aus der Anlage zu diesem Gesetz. 

(3) Jeder Wahlkreis wird für die Stimmabgabe in 
Wahlbezirke eingeteilt. 

§ 3 Wahlkreiskommission und Wahlkreiseintei-
lung 
(1) Der Bundespräsident ernennt eine ständige Wahl

-

kreiskommission. Sie besteht aus dem Präsidenten 
des Statistischen Bundesamtes, einem Richter des 
Bundesverwaltungsgerichts und fünf weiteren Mit-
gliedern .  

(2) Die Wahlkreiskornmission hat die Aufgabe. über 
Änderungen der Bevölkerungszahlen im Wahlgebiet 
zu berichten und darzulegen. ob und welche Änderun

-

gen der Wahlkreiseinteilung sie mit Hinblick darauf für 
erforderlich hält. Sie kann in ihrem Bericht auch aus 
anderen Gründen Änderungsvorschläge machen; Bei 
ihren Vorchlägen zur Wahlkreiseinteilung hat sie fol-
gende Grundsätze zu beachten; 
1. Die Ländergrenzen sind einzuhalten. 
2. Die Bevölkerungszahl eines Wahlkreises soll von 

der durchschnittlichen Bevölkerungszahl der 
Wahlkreise nicht um mehr als 25 vom Hundert 
nach oben oder unten abweichen; beträgt die 
Abweichung mehr als 33 1/3 vom Hundert, ist eine 
Neuabgrenzung vorzunehmen.  

3. Die Zahl der Wahlkreise in den einzelnen Ländern 
soll deren Bevölkerungsanteil soweit wie möglich 
entsprechen. 

4. Der Wahlkreis soll ein zusammenhängendes 
Gebiet bilden. 

5. Die Grenzen der Gemeinden, Kreise und kreisfreien 
Städte sollen nach Möglichkeit eingehalten wer-
den. 

Bei Ermittlung der Bevölkerungszahlen bleiben Aus-
länder (§ 1 Abs. 2 des Ausländergesetzes) unberück-
sichtigt. 

(3) Der Bericht der Wahlkreiskommission ist dem 
Bundesminister des Innern innerhalb von fünfzehn 
Monaten nach Beginn der Wahlperiode des Deutschen 
Bundestages zu erstatten. Der Bundesminister das 
Innern leitet ihn unverzüglich dem Deutschen Bundes

-

tag zu und veröffentlicht ihn im Bundesanzeiger. Auf 
Ersuchen des Bundesministers des Innern hat die 
Wehtkreiskommission einen ergänzenden Bericht zu 
erstatten; für diesen Fall gilt Satz 2 entsprechend. 
(4) Werden Landesgrenzen nach den gesetzlichen 
Vorschriften über das Verfahren bei sonstigen Ände-
rungen des Gebietsbestandes der Länder nach Artikel 
29 Abs. 7 des Grundgesetzes geändert, so ändern sich 
entsprechend auch die Grenzen der betroffenen Wahl-
kreise. Werden im aufnehmenden Land zwei oder 
mehrere Wahlkreise berührt oder wird eine Exklave 
eines Landes gebildet, so bestimmt sich die Wahl-
kreiszugehörigkeit des neuen Landesteiles nach der 
Wahlkreiszugehörigkeit der Gemeinde, des Gemein-
debezirks oder des gemeindefreien Gebietes, denen er 
zugeschlagen wird. 

§ 4 Stimmen 

Jeder Wähler hat zwei Stimmen, eine Erststimme für 
die Wahl eines Wahlkreisabgeordneten. eine Zweit-
stimme für die Wahl einer Landesliste. 

§ 5 Wahl in den Wahlkreisen 

In jedem Wahlkreis wird ein Abgeordneter gewählt. 
Gewählt ist der Bewerber, der die meisten Stimmen 
auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das vom Kreiswahlleiter zu ziehende Los. 

§ 6 Wahl nach Landeslisten 

(1) Für die Verteilung der nach Landeslisten zu beset-
zenden Sitze werden die für jede Landesliste abgege-
benen Zweitstimmen zusammengezählt. Nicht 
berücksichtigt werden dabei die Zweitstimmen derje-
nigen Wähler, die ihre Erststimme für einen im Wahl-
kreis erfolgreichen Bewerber abgegeben haben, der 

gemäß § 20 Abs. 3 oder von einer Partei. für die in dem 
betreffenden Lande keine Landesliste zugelassen ist. 
vorgeschlagen ist. Von der Gesamtzahl der Abgeord-
neten (41 Abs. 1) wird die Zahl der erfolgreichen Wahl-
kreisbewerber abgezogen, die in Satz 2 genannt oder 
von einer nach Absatz 6 nicht zu berücksichtigenden 
Partei vorgeschlagen sind. 

(2) Die nach Absatz 1 Satz 3 verbleibenden Sitze wer-
den auf die Landeslisten auf der Grundlage dar nach 
Absatz 1 Sätze 1 und 2 zu berücksichtigenden Zweit-
stimmen wie folgt verteilt. Die Gesamtzahl der ver-
bleibenden Sitze, vervielfacht mit der Zahl der Zweit-
stimmen, die eine Landesliste im Wahlgebiet erhalten , 

hat, wird durch die Gesamtzahl der Zweitstimmen aller 
zu berücksichtigenden Landeslisten geteilt. Jede 
Landesliste erhält zunächst so viele Sitze, wie ganze 
Zahlen auf sie entfallen. Danach zu vergebende Sitze 
sind den Landeslisten in der Reihenfolge der höchsten 
Zahlenbruchteile, die sich bei der Berechnung nach 
Satz 2 ergeben, zuzuteilen. Bei gleichen Zahlenbruch-
teilen entscheidet das vom Bundeswahlleiter zu 
ziehende Los. 

(3) Erhält bei der Verteilung der Sitze nach Absatz 2 
eine Landesliste auf die mehr als die Hälfte der 
Gesamtzahl der Zweitstimmen aller zu berücksichti-
genden Landeslisten entfallen ist, nicht mehr als die 
Hälfte der zu vergebenden Sitze, wird ihr von den nach 
Zahlenbruchteilen zu vergebenden Sitzen abweichend 
von Absatz 2 Sätze 4 und 5 zunächst ein weiterer Sitz 
zugeteilt. Danach zu vergebende Sitze werden nach 
Absatz 2 Sätze 4 und 5 zugeteilt. 



(4) Von der für jede Landesliste so ermittelten 
Abgeordnetenzahl wird die Zahl der von der Partei in 
den. Wahlkreisen des Landes errungenen Sitze abge-
rechnet. Die restlichen Sitze werden aus der Landes-
liste in der dort festgelegten Reihenfolge besetzt. 
Bewerber, die in einem Wahlkreis gewählt sind, blei-
ben auf der Landesliste unberücksichtigt. Entfallen auf 
eine Landesliste mehr Sitze als Bewerber benannt 
sind, so bleiben diese Sitze unbesetzt. 

(5) In den Wahlkreisen errungene Sitze verbleiben 
einer Partei auch dann, wenn sie die nach den Ab-
sätzen 2 und 3 ermittelte Zahl übersteigen. In einem 
solchen Falle erhöht sich die Gesamtzahl der Sitze (S 1 
Abs. 1) um die Unterschiedszahl; eine erneute Berech-
nung nach den Absätzen 2 und 3 findet nicht statt. 

(6) Bei Verteilung der Sitze auf die Landeslisten wer-
den nur Parteien berücksichtigt, die mindestens 5 vom 
Hundert der im Wahlgebiet abgegebenen gültigen 
Zweitstimmen erhalten oder in mindestens drei Wahl-
kreisen einen Sitz errungen haben. Satz 1 findet auf 
die von Parteien nationaler Minderheiten eingereich-
ten Listen keine Anwendung. 

§ 7 Listenverbindung 
(1) Landeslisten derselben Partei gelten als verbun-
den, soweit nicht erklärt wird, daß eine oder mehrere 
beteiligte Landeslisten von der Listenverbindung aus-
geschlossen sein sollen. 
(2) Verbundene Listen gelten bei der Sitzverteilung im 
Verhältnis zu den übrigen Listen als eine Liste. 

(3) Die auf eine Listenverbindung entfallenden Sitze 
werden auf die beteiligten Landeslisten entsprechend 

§ 6 Abs. 2 verteilt. § 6 Abs. 4 und 5 gilt entsprechend. 

Zweiter Abschnitt 
Wahlorgane 

§ 8 Gliederung der Wahlorgane 
(1) Wahlorgane sind 
der Bundeswahlleiter und der Bundeswahlausschuß 
für das Wahlgebiet, 
ein Landeswahlleiter und ein Landeswahlausschuß für 
jedes Land, 
ein Kreiswahlleiter und ein Kreiswahlausschuß für 
jeden Wahlkreis, 
ein Wahlvorsteher und ein Wahlvorstand für jeden 
Wahlbezirk und 
mindestens ein Wahlvorsteher und ein Wahlvorstand 
für jeden Wahlkreis zur Feststellung des Briefwahler-
gebnisses. Wieviel Briefwahlvorstände zu bilden sind, 
um das Ergebnis der Briefwahl noch am Wahltage 
feststellen zu können, bestimmt der Kreiswahlleiter. 
(2) Für mehrere benachbarte Wahlkreise kann ein 
gemeinsamer Kreiswahlleiter bestellt und ein gemein-
samer Kreiswahlausschuß gebildet . werden; die 
Anordnung trifft der Landeswahlleiter. 
(3) Zur Feststellung des Briefwahlergebnisses können 
Wahlvorsteher und Wahlvorstände statt für jeden 
Wahlkreis für einzelne oder mehrere Gemeinden oder 
für jeden-Kreis innerhalb des Wahlkreises eingesetzt 
werden; die Anordnung trifft die Landesregierung 
oder die von ihr bestimmte Stelle. 

§ 9 Bildung der Wahlorgane 
(1) Der Bundeswahlleiter und sein Stellvertreter wer-
den vom Bundesminister des Innern, die Landeswahl-
leiter, Kreiswahlleiter und Wahlvorsteher sowie ihre 
Stellvertreter von der Landesregierung oder der von 
ihr bestimmten Stelle ernannt. 
(2) Die Wahlausschüsse bestehen aus dem Wahlleiter 
als Vorsitzendem und sechs von ihm berufenen Wahl

-

berechtigten als Beisitzern. Die Wahlvorstände beste-
hen aus dem Wahlvorsteher als Vorsitzendem, seinem 
Stellvertreter und weiteren drei bis fünf vom Wahlvor-
steher berufenen Wahlberechtigten als Beisitzern; die 
Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle 
kann anordnen, daß 
die Beisitzer des Wahlvorstandes von der Gemeinde-
behörde und die 
Beisitzer des Wahlvorstandes zur Feststellung des 
Briefwahlergebnisses vom Kreiswahlleiter, im Falle 
einer Anordnung nach § 8 Abs. 3 von der Gemeindebe-
hörde oder von der Kreisverwaltungsbehörde 
allein oder im Einvernehmen mit dem Wahlvorsteher 
berufen werden. Bei Berufung der Beisitzer sind die in 
dem jeweiligen Bezirk vertretenen Parteien nach Mög-
lichkeit zu berücksichtigen. 
(3) Niemand darf in mehr als einem Wahlorgan Mit-
glied sein. Wahlbewerber, Vertrauenspersonen für 
Wahlvorschläge und stellvertretende Vertrauensper-
sonen dürfen nicht zu Mitgliedern eines Wahlorgans 
bestellt werden. 

§ 10 Tätigkeit der Wahlausschüsse und 
Wahlvorstände 
Die Wahlausschüsse und Wahlvorstände verhandeln 
und entscheiden in öffentlicher Sitzung. Bei den Ab-
stimmungen entscheidet Stimmenmehrheit; bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
Ausschlag. 

§ 11 Ehrenämter  
Die Beisitzer der Wahlausschüsse und die Mitglieder 
der Wahlvorstände üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich 
aus. Zur Übernahme dieses Ehrenamtes ist jeder 
Wahlberechtigte verpflichtet. Das Ehrenamt darf nur 
aus wichtigem Grunde abgelehnt werden. 

Dritter Abschnitt 
Wahlrecht und Wählbarkeit 

§ 12 Wahlrecht 
(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne des 
Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die am Wahl-
tage 
1. das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, 
2. seit mindestens drei Monaten im Geltungsbereich 

dieses Gesetzes eine Wohnung innehaben oder 
sich sonst gewöhnlich aufhalten. 

3. nicht nach § 13 vom Wahlrecht ausgeschlossen 
sind. 

(2) Wahlberechtigt sind bei Vorliegen der sonstigen 
Voraussetzungen auch diejenigen Deutschen im Sinne 
des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die am 
Wahltage 



1. als Beamte, Soldaten. Angestellte und Arbeiter im 
öffentlichen Dienst auf Anordnung ihres Dienst-

herrn außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes leben, sowie die Angehörigen ihres Haus-
standes, 

2. in den Gebieten der übrigen Mitgliedstaaten des 
Europarates loben, sofern sie nach dem 23. Mai 
1949 und vor ihrem Fortzug mindestens drei 
Monate ununterbrochen im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes eine Wohnung innegehabt oder sich 
sonst gewöhnlich aufgehalten haben. . 

3. in anderen Gebieten außerhalb des Geltungsbe-
reichs dieses Gesetzes leben, sofern sie vor ihrem 

Fortzug mindestens drei Monate ununterbrochen 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes eine Woh-
nung innegehabt oder sich sonst gewöhnlich auf-
gehalten haben und seit dem Fortzug aus diesem 
Geltungsbereich nicht mehr als zehn Jahre verstri-
chen sind. Entsprechendes gilt für Seeleute auf 
Schiffen, die nicht die Bundesflagge führen, sowie 
die Angehörigen ihres Hausstandes. 

Bei Rückkehr eines nach Satz 1 Wahlberechtigten in 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes gilt die Dreimo-
natsfrist des Absatzes 1 Nr. 2 nicht. 

(3) Wohnung im Sinne dieses Gesetzes ist jeder 
umschlossene Raum, der zum Wohnen oder Schlafen 
benutzt wird. Wohnwagen und Wohnschiffe sind 
jedoch nur dann als Wohnungen anzusehen, wenn sie 
nicht oder nur gelegentlich fortbewegt werden. 

(4) Sofern sie im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
keine Wohnung innehaben oder innegehabt haben, 
gilt als Wohnung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 oder 
des Absatzes 2 Nr. 2 und 3 

1. für Seeleute sowie für die Angehörigen ihres Haus-
standes das von ihnen bezogene Schiff, wenn die-
ses nach dem Flaggenrechtsgesetz in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 9514-
1. veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vorn 10. Mai 
1978 (BGBl. 1 S. 613). die Bundesflagge zu führen 
berechtigt ist, 

2: für Binnenschiffer sowie für die Angehörigen ihres 
Hausstandes das von ihnen bezogene Schiff, wenn 
dieses in einem Schiffsregister im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes eingetragen ist, 

3. für im Vollzug gerichtlich angeordneter Freiheits-
entziehung befindliche Personen sowie für andere 
Untergebrachte die Anstalt oder die entsprechen-
de Einrichtung. 

(5) Bei der Berechnung der Dreimonatsfrist nach 
Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 2 Nr. 2 und 3 ist der Tag der 
Wohnungs- oder Aufenthaltsnahme in die Frist einzu-
beziehen. 

§ 13 Ausschluß vom Wahlrecht 
Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, 

1. wer infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht 
besitzt, 

2. wer entmündigt ist oder wegen geistigen Gebre

-

chens unter Pflegschaft steht, sofern er nicht durch 
eine Bescheinigung des Vormundschaftsgerichts 
nachweist, daß die Pflegschaft auf Grund seiner 
Einwilligung angeordnet ist, 

3. wer sich auf Grund einer Anordnung nach § 63 in 
Verbindung mit § 20 des Strafgesetzbuches in 
einem psychiatrischen Krankenhaus befindet. 

§ 14 Ausübung des Wahlrechts 
(1) Wählen kann nur, wer in ein Wählerverzeichnis ein-
getragen ist oder einen Wahlschein hat. 
(2) Wer im Wählerverzeichnis eingetragen ist, kann 
nur in dem Wahlbezirk wählen, in dessen Wählerver-
zeichnis er geführt wird. 
(3) Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl des 
Wahlkreises, in dem der Wahlschein ausgestellt ist, 
a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbe-

zirk dieses Wahlkreises oder  

b) durch Briefwahl 
teilnehmen. 

(4) Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur 
einmal und nur persönlich ausüben. 

§ 15 Wählbarkeit 
(1) Wählbar ist, wer am Wahltage 
1. seit mindestens einem Jahr Deutscher im Sinne 

des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist und 
2. das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Nicht wählbar ist, 
1. wer nach § 13 vom Wahlrecht ausgeschlossen ist, 
2. wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 

die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzt oder 

3. wer, ohne die deutsche Staatsangehörigkeit zu 
besitzen, Deutscher im Sinne des Artikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes ist und diese Rechtsstel-
lung durch Ausschlagung der deutschen Staats-
angehörigkeit nach dem Gesetz zur Regelung von 
Fragen der Staatsangehörigkeit vorn 22. Februar 
1955 (BGBl. I S. 65) erlangt hat. 

Vierter Abschnitt 
Vorbereitung der Wahl 

§ 16 Wahltag 
Der Bundespräsident bestimmt den Tag der Haupt-
wahl (Wahltag). Wahltag muß ein Sonntag oder 
gesetzlicher Feiertag sein. 

§ 17 Wählerverzeichnis und Wahlschein 
(1) Die Gemeindebehörden führen für jeden Wahlbe-
zirk ein Verzeichnis der Wahlberechtigten. Das Wäh-
lerverzeichnis ist an den Werktagen vom zwanzigsten 
bis zum sechzehnten Tag vor der Wahl öffentlich aus-
zulegen. 

(2) Ein Wahlberechtigter, der verhindert ist, in dem 
Wahlbezirk zu wählen, in dessen Wählerverzeichnis er 
eingetragen ist, oder der aus einem von ihm nicht zu 
vertretenden Grunde in das Wählerverzeichnis nicht 
aufgenommen worden ist, er hält auf Antrag einen 
Wahlschein. 

§ 18 Wahlvorschlagsrecht, Beteiligungsanzeige 
(1) Wahlvorschläge können von Parteien und nach 
Maßgabe des § 20 von Wahlberechtigten eingereicht 
werden. 



(2) Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem 
Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf Grund eige-
ner Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens 
fünf Abgeordneten vertreten waren, können als solche 
einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie späte-
stens am neunzigsten Tage vor der Wahl dem Bundes-
wahlleiter ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich 
angezeigt haben und der Bundeswahlausschuß ihre 
Parteieigenschaft festgestellt hat. In der Anzeige ist 
anzugeben, unter welchem Namen sich die Partei an 
der Wahl beteiligen will. Die Anzeige muß von min-
destens drei Mitgliedern des Bundesvorstandes, 
darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat 
eine Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vor-
stand der jeweils obersten Parteiorganisation an die 
Steile des Bundesvorstandes. Die schriftliche Satzung 
und das schriftliche Programm der Partei sowie ein 
Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung des 
Vorstandes sind der Anzeige beizufügen. 
(3) Der Bundeswahlleiter hat die Anzeige nach Absatz 
2 unverzüglich nach Eingang zu prüfen. Stellt er Män-
gel fest, so benachrichtigt er sofort den Vorstand und 
fordert ihn auf behebbare Mängel zu beseitigen. Nach 
Ablauf der Anzeigefrist können nur noch Mängel an 
sich gültiger Anzeigen behoben werden. Eine gültige 
Anzeige liegt nicht vor, wenn 
1. die Form oder Frist des Absatzes 2 nicht gewahrt 

ist, 
2. die Parteibezeichnung fehlt, 
3. die nach Absatz 2 erforderlichen gültigen Unter-

schriften und die der Anzeige beizufügenden Anla-
gen fehlen, es sei denn. diese Anlagen können 
infolge von Umständen, die die Partei nicht zu ver-
treten hat, nicht rechtzeitig vorgelegt werden, 

4. die Vorstandsmitglieder mangelhaft bezeichnet 
sind, so daß ihre Person nicht feststeht. 

Nach der Entscheidung über die Feststellung der Par-
teinigenschaft ist jede Mängelbeseitigung ausge-
schlossen. Gegen Verfügungen des Bundeswahllei-
ters im Mängelbeseitigungsverfahren kann der Vor-
stand den Bundeswahlausschuß anrufen. 
(4) Der Bundeswahlausschuß stellt spätestens am 
zweiundsiebzigsten Tage vor der Wahl für alle Wohl-
organe verbindlich fest, 
1. welche Parteien im Deutschen Bundestag oder in 

einem Landtag seit deren letzter Wahl auf Grund 
eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit min-
destens fünf Abgeordneten vertreten waren, 

2. welche Vereinigungen, die nach Absatz 2 'ihre 
Beteiligung angezeigt haben, für die Wahl als Par-
teien anzuerkennen sind. 

(5) Eine Partei kann in jedem Wahlkreis nur einen 
Kreiswahlvorschlag und in jedem Land nur eine Lan-
desliste einreichen. 

§ 19 Einreichung der Wahlvorschläge 
Kreiswahlvorschläge sind dem Kreiswahlleiter. Lan-
deslisten dem Landeswahlleiter spätestens am sech-
sundsechzigsten Tage vor der Wahl bis 18 Uhr schrift-
lich einzureichen. 

§ 20 Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge 
(1) per Kreiswahlvorschlag darf nur den Nameneines 
Bewerbers enthalten. Jeder Bewerber kann nur in 

einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvor-
schlag benannt werden. Als Bewerber kann nur vor-
geschlagen worden, wer seine Zustimmung dazu 
schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruf-
lich. 
(2) Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen von dem 
Vorstand des Landesverbandes oder, wenn Landes-
verbände nicht bestehen, von den Vorständen der 
nächstniedrigen Gebietsverbände (§ 7 Abs. 2 des Par-
teiangesetzes), in deren Bereich der Wahlkreis liegt, 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
Kreiswahlvorschläge der in § 18 Abs. 2 genannten Par-
teien müssen außerdem von mindestens 200 Wahlbe-
rechtigten des Wahlkreises persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein; die Wahlberechtigung 
muß im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein 
und ist bei Einreichung dos Kreiswahlvorschlages 
nachzuweisen. Das Erfordernis von 200 Unterschrif-
ten gilt nicht für Kreiswahlvorschläge von Parteien 
nationaler Minderheiten. 
(3) Andere Kreiswahlvorschläge müssen von min-
destens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Absatz 
2 Satz 2 zweiter Halbsatz gilt entsprechend. 
(4) Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen den 
Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, andere 
Kreiswahlvorschläge ein Kennwort enthalten. 

§ 21 Aufstellung von Parteibewerbern 
(1) Als Bewerber einer Partei kann in einem Kreiswahl-
vorschlag nur benannt worden, wer in einer Mitglie-
derversammlung zur Wahl eines Wahlkreisbewerbers 
oder in einer besonderen oder allgemeinen Vertreter-
versammlung hierzu gewählt worden ist. Mitglieder-
versammlung zur Wahl eines Wahlkreisbewerbers ist 
eine Versammlung der im Zeitpunkt ihres Zusammen-
tritts im Wahlkreis zum Deutschen Bundestag wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei. Besondere Vertreter-
versammlung ist eine Versammlung der von einer 
derartigen Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte 
gewählten Vertreter Allgemeine Vertreterversamm-
lung ist eine nach der Satzung der Partei (§ 6 des Par-
teiengesetzes) allgemein für bevorstehende Wahlen 
von einer derartigen Mitgliederversammlung aus ihrer 
Mitte bestellte Versammlung. 
(2) In Kreisen und kreisfreien Städten, die mehrere 
Wahlkreise umfassen, können die Bewerber für dieje-
nigen Wahlkreise deren Gebiet die Grenze des Kreises 
oder der kreisfreien Stadt nicht durchschneidet, in 
einer gemeinsamen Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung gewählt worden. 
(3) Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterver-
sammlungen werden in geheimer Abstimmung ge-
wählt. Die Wahlen dürfen frühestens zweiunddreißig 
Monate, für die Vertreterversammlung frühestens 
dreiundzwanzig Monate nach Beginn der Wahlperiode 
des Deutschen Bundestages stattfinden; dies gilt 
nicht, wenn die Wahlperiode vorzeitig endet. 
(4) Der Vorstand des Landesverbandes oder, wenn 
Landesverbände nicht bestehen, die Vorstände der 
nächstniedrigen Gebietsverbände (§ 7 Abs. 2 des Par-
teiengesetzes), in deren Bereich der Wahlkreis liegt, 
oder eine andere in der Parteisatzung hierfür vorgese-
hene Stelle können gegen den Beschluß einer Mitglie- 



der oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. 
Auf einen solchen Einspruch ist die Abstimmung zu 
wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 
(5) Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Ver-
treterversammlung. über die Einberufung und 
Beschlußfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung sowie über das Verfahren für die Wahl des 
Bewerbers regeln die Parteien durch ihre Satzungen. 
(6) Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl 
des Bewerbers mit Angaben über Ort und Zeit der Ver

-

sammlung, Form der Einladung. Zahl der erschienenen 
Mitglieder und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem 
Kreiswahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der 
Leiter der Versammlung und zwei von dieser 
bestimmte Teilnehmer gegenüber dem Kreiswahllei-
ter an Eides Statt zu versichern, daß die Wahl der 
Bewerber in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Der 
Kreiswahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Ver-
sicherung an Eides Statt zuständig; er gilt als Behörde 
im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches. 

22 Vertrauensperson 
(1) In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine Ver-
trauensperson und eine stellvertretende Vertrauens-
person bezeichnet werden. Fehlt diese Bezeichnung, 
so gilt die Person, die als erste unterzeichnet hat, als 
Vertrauensperson, und die jenige, die als zweite unter-
zeichnet hat, als stellvertretende Vertrauensperson. 
(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt 
ist, sind nur die Vertrauensperson und die stellvertre-
tende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, ver-
bindliche Erklärungen zum Kreiswahlvorschlag abzu-
geben und entgegenzunehmen. 
(3) Die Vertrauensperson und die stellvertretende Ver-
trauensperson können durch schriftliche Erklärung der 
Mehrheit der Unterzeichner des Kreiswahlvorschlages 
an den Kreiswahlleiter abberufen und durch andere 
ersetzt werden. 

§ 23 Zurücknahme von Kreiswahlvorschlägen 
Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame 
schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen 
werden, solange nicht über seine Zulassung entschie-
den ist. Ein von mindestens 200 Wahlberechtigten 
unterzeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von 
der Mehrheit der Unterzeichner durch eine von ihnen 
persönlich und handschriftlich vollzogene Erklärung 
zurückgenommen werden. 

§ 24 Änderung von Kreiswahlvorschlägen 
Ein Kreiswahlvorschlag kann nach Ablauf der Einrei-
chungsfrist nur durch gemeinsame schriftliche Erklä-
rung der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson und nur dann geändert werden, 
wenn der Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit ver-
liert. Das Verfahren nach § 21 braucht nicht eingehal-
ten zu werden, der Unterschriften nach § 20 Abs. 2 und 
3 bedarf es nicht. Nach der Entscheidung über die 
Zulassung eines Kreiswahlvorschlages (§ 26 Abs. 1 
Satz 1) ist jede Änderung ausgeschlossen. 

§ 25 Beseitigung von Mängeln 
(1) Der Kreiswahlleiter hat die Kreiswahlvorschläge 
unverzüglich nach Eingang zu prüfen. Stellt er bei 

einem Kreiswahlvorschläg Mängel fest, so benach-
richtigt er sofort die Vertrauensperson und fordert sie 
auf, behebbare Mängel rechtzeitig zu beseitigen. 
(2) Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch 
Mängel an sich gültiger Wahlvorschläge behoben 
worden. Ein gültiger Wahlvorschlag liegt nicht vor, 
wenn 
1. die Form oder Frist des § 19 nicht gewehrt ist, 
2. die nach § 20 Abs. 2 Sätze 1 und 2 sowie Absatz 3 

erforderlichen gültigen Unterschriften mit dem 
Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeich-
ner fehlen, es sei denn, der Nachweis kann infolge 
von Umständen, die der Wahlvorschlagsberech-
tigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig 
erbracht werden, 

3. bei einem Parteiwahlvorschlag die Parteibezeich-
nung fehlt, die nach § 18 Abs. 2 erforderliche Fest-
stellung der Parteieigenschaft abgelehnt ist oder 
die Nachweise des § 21 nicht erbracht sind, 

4. der Bewerber mangelhaft bezeichnet ist, so daß 
seine Person nicht feststeht, oder 

5 die Zustimmungserklärung des Bewerbers fehlt. 
(3) Nach der Entscheidung über die Zulassung eines 
Kreiswahlvorschlages (§ 26 Abs. 1 Satz 1) ist, jede 
Mängelbeseitigung ausgeschlossen. 
(4) Gegen Verfügungen des Kreiswahlleiters im Män-
gelbeseitigungsverfahren kann die Vertrauensperson 
den Kreiswahlausschuß anrufen. 

§ 26 Zulassung der Kreiswahlvorschläge 
(1 ) Der Kreiswahlausschuß entscheidet am achtund-
fünfzigsten Tage vor der Wahl über die Zulassung der 
Kreiswahlvorschläge. Er hat Kreiswahlvorschläge 
zurückzuweisen, wenn sie 
1. verspätet eingereicht sind oder 
2. den Anforderungen nicht entsprochen, die durch 

dieses Gesetz und die Bundeswahlordnung auf-
gestellt sind, es sei denn, daß in diesen Vorschrif-
ten etwas anderes bestimmt ist. 

Die Entscheidung ist in der Sitzung dos Kreiswahlaus-
schusses bekanntzugeben. 
(2) Weist der Kreiswahlausschuß einen Kreiswahlvor-
schlag zurück, so kann binnen drei Tagen nach 
Bekanntgabe der Entscheidung Beschwerde an den 
Landeswahlausschuß eingelegt werden. Beschwerde-
berechtigt sind die Vertrauensperson des Kreiswahl

-

vorschlages, der Bundeswahlleiter und der Kreiswahl-
leiter. Der Bundeswahlleiter und der Kreiswahlleiter 
können auch gegen eine Entscheidung, durch die ein 
Kreiswahlvorschlag zugelassen wird, Beschwerde 
erheben. In der Beschwerdeverhandlung sind die 
erschienenen Beteiligten zu hören. Die Entscheidung 
über die Beschwerde muß spätestens am zweiund-
fünfzigsten Tage vor der Wahl getroffen werden. 
(3) Der Kreiswahlleiter macht die zugelassenen Kreis-
wahlvorschläge spätestens am achtundvierzigsten 
Tage vor der Wahl öffentlich bekannt. 

§ 27 Landeslisten 
(1) Landeslisten können nur von Parteien eingereicht 
werden. Sie müssen von dem Vorstand des Landesver-
bandes oder, wenn Landesverbände nicht bestehen, 
von den Vorständen der nächstniedrigen Gebietsvor- 

 



bände (§ 7 Abs. 2 des Parteiengesetzes), die im Bereich 
des Landes liegen, bei den in § 18 Abs. 2 genannten 
Parteien außerdem von 1 vom Tausend der Wahlbe-
rechtigten des Landes bei der letzten Bundestagswahl, 
jedoch höchstens 2000 Wahlberechtigten, persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein. Die Wahlbe-
rechtigung der Unterzeichner eines Wahlvorschlages 
einer der in § 18 Abs. 2 genannten Parteien muß im 
Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei 
Einreichung der Landesliste nachzuweisen. Das Erfor-
dernis zusätzlicher Unterschriften gilt nicht für Lan-
deslisten von Parteien nationaler Minderheiten. 
(2) Landeslisten müssen den Namen der einreichen-
den Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese enthalten. 
(3) Die Namen der Bewerber müssen in erkennbarer 
Reihenfolge aufgeführt sein. 
(4) Ein Bewerber kann nur in einem Land und hier nur in 
einer Landesliste vorgeschlagen werden. In einer Lan-
desliste kann nur benennt werden, wer seine Zustim-
mung dazu schriftlich erklärt hat; die Zustimmung ist 
unwiderruflich. 
(5)§ 21 Abs. 1, 3, 5 und 6 sowie die §§ 22 bis 25 gelten 
entsprechend mit der Maßgabe, daß die Versicherung 
an Eides Statt nach § 21 Abs. 6 Satz 2 sich auch darauf 
zu erstrecken hat, daß die Festlegung der Reihenfolge 
der Bewerber in der Landesliste in geheimer Abstim-
mung erfolgt ist. 

§ 28 Zulassung der Landeslisten 
(1) Der Landeswahlausschuß entscheidet am acht

-

undfünfzigsten Tage vor der Wahl über die Zulassung 
der Landeslisten. Er hat Landeslisten zurückzuweisen, 
wenn sie 
1. verspätet eingereicht sind oder 
2. den Anforderungen nicht entsprochen, die durch 

dieses Gesetz und die Bundeswahlordnung auf-
gestellt sind, es sei denn, daß in diesen Vorschrif-
ten etwas anderes bestimmt ist. 

Sind die Anforderungen nur hinsichtlich einzelner 
Bewerber nicht erfüllt, so worden ihre Namen aus der 
Landesliste gestrichen. Die Entscheidung ist in der Sit-
zung des Landeswahlausschusses bekanntzugeben. 
(2) Weist der Landeswahlausschuß eine Landesliste 
ganz oder teilweise zurück, so kann binnen drei Tagen 
nach Bekanntgabe der Entscheidung Beschwerde an 
den Bundeswahlausschuß eingelegt werden. Be-
schwerdeberechtigt sind die Vertrauensperson der 
Landesliste und der Landeswahlleiter. Der Landes-
wahlleiter kann auch gegen eine Entscheidung, durch 
die eine Landesliste zugelassen wird, Beschwerde 
erheben. In der Beschwerdeverhandlung sind die 
erschienenen Beteiligten zu hören. Die Entscheidung 
über die Beschwerde muß spätestens am zweiund-
fünfzigsten Tage vor der Wahl getroffen werden. 
(3) Der Landeswahlleiter macht die zugelassenen Lan-
deslisten spätestens am achtundvierzigsten Tage vor 
der Wahl öffentlich bekannt. 

§ 29 Ausschluß von der Verbindung von Landes-
listen 

(1) Der Ausschluß von der Listenverbindung (§ 7) ist 
dem Bundeswahlleiter von  der Vertrauensperson und 
der stellvertretenden Vertrauensperson der Landes

-

liste durch gemeinsame schriftliche Erklärung späte-
stens am vierunddreißigsten Tage vor der Wahl bis 
18 Uhr mitzuteilen. 

(2) Der Bundeswahlausschuß entscheidet spätestens 
am dreißigsten Tage vor der Wahl über die Erklärun-
gen nach Absatz 1. § 28 Abs. 1 Satz 2 gilt entspre-
chend. Die Entscheidung ist in der Sitzung des Bun-
deswahlausschusses bekanntzugeben. 
(3) Der Bundeswahlleiter macht die Listenverbindun-
gen und die Landeslisten, für die eine Erklärung nach 
Absatz 1 abgegeben wurde, spätestens am sechsund-
zwanzigsten Tage vor der Wahl öffentlich bekannt. 

§ 30 Stimmzettel 
(1) Die Stimmzettel, die zugehörigen Umschläge und 
die Wahlbriefumschläge (§ 36 Abs. 1) werden amtlich 
hergestellt. 
(2) Der Stimmzettel enthält 
1. für die Wahl in den Wahlkreisen die Namen der 

Bewerber der zugelassenen Kreiswahlvorschläge, 
bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien außerdem 
die Namen der Parteien und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwenden, auch diese, bei anderen 
Kreiswahlvorschlägen außerdem das Kennwort, 

2. für die Wahl nach Landeslisten die Namen der Par-
teien und, sofern sie eine Kürzbezeichnung ver-
wenden, auch diese, sowie die Namen der ersten 
fünf Bewerber der zugelassenen Landeslisten. 

(3) Die Reihenfolge der Landeslisten von Parteien, die 
im letzten Deutschen Bundestag vertreten waren, rich-
tet sich nach der Zahl der Zweitstimmen. die sie bei der 
letzten Bundestagswahl im Land erreicht haben. Die 
übrigen Landeslisten schließen sich in alphabetischer 
Reihenfolge der Namen der Parteien an. Die Reihen-
folge der Kreiswahlvorschläge richtet sich nach der 
Reihenfolge der entsprechenden Landeslisten. Son-
stige Kreiswahlvorschläge schließen sich in alphabe-
tischer Reihenfolge der Namen der Parteien oder der 
Kennwörter an. 

Fünfter Abschnitt 
Wahlhandlung 

§ 31 Öffentlichkeit der Wahlhandlung  
Die Wahlhandlung ist öffentlich. Der Wahlvorstand 
kann Personen, die die Ordnung und Ruhe stören, aus 
dem Wahlraum verweisen. 

§ 32 Unzulässige Wahlpropaganda und Unter-
schriftensammlung, unzulässige Veröffentlichung 
von Wählerbefragungen 
(1) Während der Wahlzeit sind in und an dem 
Gebäude, in dem sich der Wahlraum befindet, sowie 
unmittelbar vor dem Zugang zu dem Gebäude jede 
Beeinflussung der Wähler durch Wort, Ton, Schrift 
oder Bild sowie jede Unterschriftensammlung ver-
boten. 
(2) Die Veröffentlichung von Ergebnissen von Wähler-
befragungen nach der Stimmabgabe über den Inhalt 
der Wahlentscheidung ist vor Ablauf der Wahlzeit 
unzulässig. 



§ 33 Wahrung des Wahlgeheimnisses 
(1) Es sind Vorkehrungen dafür zu treffen, daß der 
Wähler den Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen 
und in den Umschlag legen kann. Für die Aufnahme 
der Umschläge sind Wahlurnen zu verwenden, die die 
Wahrung des Wahlgeheimnisses sicherstellen. 

(2) Ein Wähler, der des Lesens unkundig oder durch 
körperliches Gebrechen behindert ist, den Stimmzet-
tel zu kennzeichnen, in den Wahlumschlag zu legen. 
diesen dem Wahlvorsteher zu übergeben oder selbst 
in die Wahlurne zu legen, kann sich der Hilfe einer 
anderen Person bedienen. 

§ 34 Stimmabgabe mit Stimmzetteln 

(1) Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln in amtli-
chen Umschlägen. 

(2) Der Wähler gibt  

1. seine Erststimme in der Weise ab, daß er durch ein 
auf den Stimmzettel gesetztes Kreuz oder auf. 
andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem 
Bewerber sie gelten soll. 

2. seine Zweitstimme in der Weise ab, daß er durch 
ein auf den Stimmzettel gesetztes Kreuz oder auf 
andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher 
Landesliste sie gelten soll. 

§ 35 Stimmabgabe mit Wahlgeräten 

(1) Zur Erleichterung der Abgabe und Zählung der 
Stimmen können anstelle. von Stimmzetteln. Wahl-
umschlägen und Wahlurnen Wahlgeräte mit selb-
ständigen Zählwerken benutzt werden. 

(2) Wahigeräte im Sinne von Absatz 1 müssen die 
Geheimhaltung der Stimmabgabe gewährleisten. Ihre 
Bauart muß für die Verwendung bei Wahlen zum 
Deutschen Bundestag amtlich für einzelne Wahlen 
oder allgemein zugelassen sein. Über die Zulassung 
entscheidet der Bundesminister des Innern auf Antrag 
des Herstellers des Wahlgerätes. Die Verwendung 
eines amtlich zugelassenen Wahlgerätes bedarf der 
Genehmigung durch den Bundesminister des Innern. 
Die Genehmigung kann für einzelne Wahlen oder 
allgemein ausgesprochen werden. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung. die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, nähere Bestimmungen zu 
erlassen über 
1. die Voraussetzungen für die amtliche Zulassung 

der Bauart von Wahlgeräten sowie für die Rück-
nahme und den Widerruf der Zulassung, 

2. das Verfahren für die amtliche Zulassung der 
Bauart, 

3. das Verfahren für die Prüfung eines Wahlgerätes 
auf die der amtlich zugelassenen Bauart entspre-
chende Ausführung, 

4. die öffentliche Erprobung eines Wahlgerätes vor 
seiner Verwendung, 

5. das Verfahren für die amtliche Genehmigung der 
Verwendung sowie für die Rücknahme und den 
Widerruf der Genehmigung, 

6. die durch die Verwendung von Wahlgeräten 
bedingten Besonderheiten im Zusammenhang mit 
der Wahl. 

Die Rechtsverordnung ergeht in den Fällen der 
Nummern 1 und 3 im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Wirtschaft. 

(4) Für die Betätigung eines Wahlgerätes gilt § 33 
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 entsprechend. 

§ 36 Briefwahl 

(1) Bei der Briefwahl hat der Wähler dem Kreiswahl-
leiter des Wahlkreises, in dem der Wahlschein aus-
gestellt worden ist, im verschlossenen Wahlbriefum-
schlag 
a) seinen Wahlschein, 
b) in einem besonderen verschlossenen Umschlag 

seinen Stimmzettel 
so rechtzeitig zu übersenden, daß der Wahlbrief spä

-

testens am Wahltage bis 18 Uhr eingeht. § 33 Abs. 2 
gilt entsprechend. 

(2) Auf dem Wahlschein hat der Wähler oder die Per-
son seines Vertrauens gegenüber dem Kreiswahlleiter 
an Eides Statt zu versichern, daß der Stimmzettel per-
sönlich oder gemäß dem erklärten Willen des Wählers 
gekennzeichnet worden ist. Der Kreiswahlleiter ist zur 
Abnahme einer solchen Versicherung an Eides Statt 
zuständig; er gilt als Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches. 

(3) Im Falle einer Anordnung der Landesregierung 
oder der von ihr bestimmten Stelle nach § 8 Abs. 3 tritt 
an die Stelle des Kreiswahlleiters in Absatz t Satz 1 
und in Absatz 2 die Gemeindebehörde, die den Wahl-
schein ausgestellt hat, oder die Verwaltungsbehörde 
des Kreises, in dem diese Gemeinde liegt. 

(4) Wahlbriefe können von den Absendern bei der 
Deutschen Bundespost als Standardbriefe ohne be-
sondere Versendungsform unentgeltlich eingeliefert 
werden, wenn sie sich in amtlichen Wahlbriefum-
schlägen befinden. Bei Inanspruchnahme einer be-
sonderen Versendungsform hat der Absender den das 
jeweils für die Briefbeförderung gültige Leistungs-
entgelt übersteigenden Betrag zu tragen. Der Bund 
entrichtet an das Unternehmen Deutsche Bundespost 
POSTDIENST für jeden von ihr beförderten, unfrei ein-
gelieferten oder durch eine besondere Versendungs-
form übermittelten amtlichen Wahlbriefumschlag das 
jeweils für die Briefbeförderung gültige Leistungsent-
gelt. 

Sechster Abschnitt 

Feststellung des Wahlergebnisses 
§ 37 Feststellung des Wahlergebnisses im Wahl-
bezirk 

Nach Beendigung der Wahlhandlung stellt der Wahl-
vorstand fest, wieviel Stimmen im Wahlbezirk auf die 
einzelnen Kreiswahlvorschläge und Landeslisten 
abgegeben worden sind. 

§ 38 Feststellung des Briefwahlergebnisses 

Der für die Briefwahl eingesetzte Wahlvorstand stellt 
fest, wieviel durch Briefwahl abgegebene Stimmen auf 
die einzelnen Kreiswahlvorschläge und Landeslisten 
entfallen. 



§ 39 Ungültige Stimmen, Zurückweisung von 
Wahlbriefen, Auslegungsregeln 

(1) Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel 

1. nicht in einem amtlichen Wahlumschlag abgege-
ben worden ist, 

2. in einem Wahlumschlag abgegeben worden ist, 
der offensichtlich in einer das Wahlgeheimnis 
gefährdenden Weise von den übrigen abweicht 
oder einen deutlich fühlbaren Gegenstand enthält, 

3. nicht amtlich hergestellt ist oder für einen anderen 
Wahlkreis gültig ist, 

4. keine Kennzeichnung enthält, 
5: den Willen des Wählers nicht zweifelsfrei erkennen 

läßt, 
6. einen Zusatz oder Vorbehalt enthält. 

In den Fällen der Nummern 1 bis 4 sind beide Stimmen 
ungültig. 
(2) Mehrere in einem Wohlumschlag enthaltene 
Stimmzettel gelten als ein Stimmzettel, wenn sie 
gleich lauten oder nur einer von ihnen gekennzeichnet 
ist; sonst zählen sie als, ein Stimmzettel mit zwei 
ungültigen Stimmen. 
(3) ist der Wahlumschlag leer abgegeben worden, so 
gelten beide Stimmen als ungültig. Enthält der Stimm-
zettel nur eine Stimmangabe, so  ist die nicht abgege-
bene Stimme ungültig. 

(4) Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurückzuweisen, 
wenn 
1. der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist, 
2. dem Wahlbriefumschlag kein oder kein gültiger 

Wahlschein beiliegt, 
3. dem Wahlbriefumschlag kein Wahlumschlag bei-

gefügt ist, 
4. weder der Wahlbriefumschlag noch der Wahlum-

schlag verschlossen ist, 
5. der Wahlbriefumschlag mehrere Wahlumschläge, 

aber nicht eine gleiche Anzahl gültiger und mit der 
vorgeschriebenen Versicherung an Eides Statt ver-
sehener Wahlscheine enthält. 

6. der Wähler oder die Person seines Vertrauens die 
vorgeschriebene Versicherung an Eides Statt zur 
Briefwahl auf dem Wahlschein nicht unterschrie-
ben hat. 

7. kein amtlicher Wahlumschlag benutzt worden ist, 
,8. ein Wahlumschlag benutzt worden ist, der offen-

sichtlich in einer das Wahlgeheimnis gefährden-
den Weise von den übrigen abweicht oder einen 
deutlich fühlbaren Gegenstand enthält. 

Die Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe werden 
nicht als Wähler gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht 
abgegeben. 

(5) Die Stimmen eines Wählers, der an der Briefwahl 
teilgenommen hat, werden nicht dadurch ungültig, 
daß er vor dem oder am Wahltage stirbt oder sein 
Wahlrecht nach § 13 verliert. 

§ 40 Entscheidung des Wahlvorstandes 
Der Wahlvorstand entscheidet über die Gültigkeit der 
abgegebenen Stimmen und über alle bei der Wahl-
handlung und bei der Ermittlung des Wahlergebnisses 
sich ergebenden Anstände. Der Kreiswahlausschuß 
hat das Recht der Nachprüfung. 

§ 41 Feststellung des Wahlergebnisses im Wahl-
kreis 
(1) Der Kreiswahlausschuß stellt fest, wieviel Stimmen 
im Wahlkreis für die einzelnen Kreiswahlvorschläge 
und Landeslisten abgegeben worden sind und welcher 
Bewerber als Wahlkreisabgeordneter gewählt ist. 

(2) Der Kreiswahlleiter benachrichtigt den gewählten 
Wahlkreisabgeordneten und fordert ihn auf, binnen 
einer Woche schriftlich zu erklären, ob er die Wahl 
annimmt. 

§ 42 Feststellung des Ergebnisses dar Landeslisten

-

wahl 
(1) Der Landeswahlausschuß stellt fest, wieviel Stim-
men im Land für die einzelnen Landeslisten abgege-
ben worden sind. 

(2) Der Bundeswahlausschuß stellt fest, wieviel Sitze 
auf die einzelnen Landeslisten entfallen und welche 
Bewerber gewählt sind. 

(3) Der Landeswahlleiter benachrichtigt die Gewähl-
ten und fordert sie auf, binnen einer Woche schriftlich 
zu erklären, ob sie die Wahl annehmen. 

Siebenter Abschnitt 

Besondere Vorschriften für Nach-
wahlen und Wiederholungswahlen 
§ 43 Nachwahl 
(1) Eine Nachwahl findet statt, 
1. wenn in einem Wahlkreis oder in einem Wahlbezirk 

die Wahl nicht durchgeführt worden ist, 
2. wenn ein Wahlkreisbewerber nach der Zulassung 

des Kreiswahlvorschlages, aber noch vor der Wahl 
stirbt. 

(2) Die Nachwahl soll im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 
spätestens drei Wochen, im Falte des Absatzes 1 Nr. 2 
spätestens sechs Wochen nach dem Tage der Haupt-
wahl stattfinden. Den Tag der Nachwahl bestimmt der 
Landeswahlleiter. 

(3) Die Nachwahl findet nach denselben Vorschriften 
und auf denselben Grundlagen wie die Hauptwahl 
statt. 

§ 44 Wiederholungswahl  
(1) Wird im Wahlprüfungsverfahren eine Wahl ganz 
oder teilweise für ungültig erklärt, so ist sie nach Maß

-

gebe der Entscheidung zu wiederholen. 

(2) Die Wiederholungswahl findet nach denselben 
Vorschriften, denselben Wahlvorschlägen und, wenn 
seit der Hauptwahl noch nicht sechs Monate verflos-
sen sind, auf Grund derseiben Wählerverzeichnisse 
wie die Hauptwahl statt, soweit nicht die Entschei-
dung im Wahlprüfungsverfahren hinsichtlich der 
Wahlvorschläge und Wählerverzeichnisse Abwei-
chungen vorschreibt. 
(3) Die Wiederholungswahl muß spätestens sechzig 
Tage nach Rechtskraft der Entscheidung stattfinden, 
durch die die Wahl für ungültig erklärt worden ist. Ist 
die Wahl nur teilweise für ungültig erklärt worden, so 
unterbleibt die Wiederholungswahl. wenn feststeht. 
daß innerhalb von sechs Monaten ein neuer Deutscher 
Bundestag gewählt wird. Don Tag der Wiederholungs- 

 



wahl bestimmt der Landeswahlleiter, im Falle einer 
Wiederholungswahl für das ganze Wahlgebiet der 
Bundespräsident. 
(4) Auf Grund der Wiederholungswahl wird das Wahl-
ergebnis nach den Vorschriften des Sechsten Ab-
schnitts neu festgestellt. § 41 Abs. 2 und § 42 Abs. 3 
gelten entsprechend. 

Achter Abschnitt 
Erwerb und Verlust der Mitglied

-

schaft im Deutschen Bundestag 
§ 46 Erwerb der Mitgliedschaft im Deutschen Bun-
destag 
Ein gewählter Bewerber erwirbt die Mitgliedschaft im 
Deutschen Bundestag mit dem fnst- und formgerech-
ten Eingang der auf die Benachrichtigung nach § 41 
Abs. 2 oder § 42 Abs. 3 erfolgenden Annahmeerklä-
rung beim zuständigen Wahlleiter, jedoch nicht vor 
Ablauf der Wahlperiode des letzten Deutschen Bun-
destages und im Falle des § 44 Abs. 4 nicht vor Aus-
scheiden des nach dem ursprünglichen Wahlergebnis 
gewählten Abgeordneten. Gibt der Gewählte bis zum 
Ablauf der gesetzlichen Frist keine oder keine formge-
rechte Erklärung ab, so gilt die Wahl zu diesem Zeit-
punkt als angenommen. Eine Erklärung unter Vor-
behalt gilt als Ablehnung. Annahme- und Ableh-
nungserklärung können nicht widerrufen werden. 

§ 46 Verlust der Mitgliedschaft im Deutschen Bun-
destag  

(1) Ein Abgeordneter verliert die Mitgliedschaft im 
Deutschen Bundestag. bei 
1. Ungültigkeit des Erwerbs der Mitgliedschaft. 
2. Neufeststellung des Wahlergebnisses, 
3. Wegfall einer Voraussetzung seiner jederzeitigen 

Wählbarkeit, 
4. Verzicht, 
5. Feststellung der Verfassungswidrigkeit der Partei 

oder der Teilorganisation einer Partei der er ange

-

hört durch das Bundesverfassungsgericht nach 
Artikel 21 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes. 

Verlustgründe nach anderen gesetzlichen Vorschrif-
ten bleiben unberührt. 
(2) Bei Ungültigkeit seiner Wahl im Wahlkreis bleibt 
der Abgeordnete Mitglied des Deutschen Bundesta-
ges, wenn er zugleich auf einer Landesliste gewählt 
war, aber nach § 6 Abs. 4 Satz 3 unberücksichtigt 
geblieben ist. 
(3) Der Verzicht ist nur wirksam, wenn er zur Nieder-
schrift des Präsidenten des Deutschen Bundestages, 
eines deutschen Notars, der seinen Sitz im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes hat, oder eines zur Vornahme 
von Beurkundungen ermächtigten Bediensteten einer 
deutschen Auslandsvertretung erklärt wird. Die nota-
rielle oder bei einer Auslandsvertretung abgegebene 
Verzichtserklärung hat der Abgeordnete dem Bundes-
tagspräsidenten zu übermitteln. Der Verzicht kann 
nicht widerrufen werden. 
(4) Wird eine Partei oder die Teilorganisation einer 
Partei durch das Bundesverfassungsgericht nach Arti

-

kel 21 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes für verfas

-

sungswidrig erklärt, verlieren die Abgeordneten ihre 
Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag und die 
Listennachfolger ihre Anwartschaft, sofern sie dieser 
Partei oder Teilorganisation in der Zeit zwischen der 
Antragstellung (§ 43 des Gesetzes über das Bundes-
verfassungsgericht) und der Verkündung der Ent-
scheidung (§ 46 des Gesetzes über das Bundesverfas-
sungsgericht) angehört haben. Soweit Abgeordnete, 
die nach Satz 1 ihre Mitgliedschaft verloren haben, in 
Wahlkreisen gewählt waren, wird die Wahl eines 
Wahlkreisabgeordneten in diesen Wahlkreisen bei 
entsprechender Anwendung des § 44 Abs. 2 bis 4 wie-
derholt; hierbei dürfen die Abgeordneten, die nach 
Satz 1 ihre Mitgliedschaft verloren haben, nicht als 
Bewerber auftreten. Soweit Abgeordnete, die nach 
Satz 1 ihre Mitgliedschaft verloren haben, nach einer 
Landesliste der für verfassungswidrig erklärten Partei 
oder Teilorganisation der Partei gewählt waren, blei-
ben die Sitze unbesetzt. Im übrigen gilt § 48 Abs. 1. 

§ 47 Entscheidung über den Verlust der Mitglied-
schaft 
(1) über den Verlust der Mitgliedschaft nach § 46 Abs. 
1 wird entschieden 
1. im Falle der Nummer 1 im Wahlprüfungsverfahren, 
2. im Falle der Nummern 2 und 5 durch Beschluß des 

Ältestenrates des Deutschen Bundestages, 
3. im Falle der Nummer 3, wenn der Verlust der Wähl-

barkeit durch rechtskräftigen Richterspruch einge-
treten ist, durch Beschluß des Ältestenrates des 
Deutschen Bundestages, im übrigen im Wahlprü-
fungsverfahren, 

4. im Falle der Nummer 4 durch den Präsidenten des 
Deutschen Bundestages in der Form der Erteilung 
einer Bestätigung der Verzichtserklärung. 

(2) Wird über den Verlust der Mitgliedschaft im Wahl-
prüfungsverfahren entschieden, so scheidet der 
Abgeordnete mit der Rechtskraft der Entscheidung 
aus dem Deutschen Bundestag aus. 
(3) Entscheidet der Ältestenrat oder der Präsident des 
Deutschen Bundestages über. den Verlust der Mitg-
liedschaft, so scheidet der Abgeordnete mit der Ent-
scheidung aus dem Deutschen Bundestag aus. Die 
Entscheidung ist unverzüglich von Amts wegen zu 
treffen. Innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung 
der Entscheidung kann der Betroffene die Entschei-
dung des Deutschen Bundestages über den Verlust 
der Mitgliedschaft im Wahlprüfungsverfahren bean-
tragen. Die Zustellung erfolgt nach den Vorschriften 
des Verwaltungszustellungsgesetzes. 

§ 48 Berufung von Listennachfolgern und Ersatz-
wahlen 
(1) Wenn ein gewählter Bewerber stirbt oder die 
Annahme der Wahl ablehnt oder wenn ein Abgeordne-
ter stirbt oder sonst nachträglich aus dem Deutschen 
Bundestag ausscheidet, so wird der Sitz aus der Lan-
desliste derjenigen Partei besetzt, für die der Aus-
geschiedene bei der Wahl aufgetreten ist. Bei der 
Nachfolge bleiben diejenigen Listenbewerber unbe-
rücksichtigt, die seit dem Zeitpunkt der Aufstellung 
der Landesliste aus dieser Partei ausgeschieden sind. 
Ist die Liste erschöpft, so bleibt der Sitz unbesetzt. Die 
Feststellung, wer als Listennachfolger eintritt, trifft der 
Landeswahlleiter. § 42 Abs. 3 und § 45 gelten entspre-
chend. 



(2) Ist der Ausgeschiedene als Wahlkreisabgeordneter 
einer Wählergruppe oder einer Partei gewählt, für die 
im Land keine Landesliste zugelassen worden war, so 
findet Ersatzwahl im Wahlkreis statt. Die Ersatzwahl 
muß spätestens sechzig Tage nach dem Zeitpunkt des 
Ausscheidens stattfinden. Sie unterbleibt, wenn fest-
steht. daß innerhalb von sechs Monaten ein neuer 
Deutscher Bundestag gewählt wird. Die Ersatzwahl 
wird nach den allgemeinen Vorschriften durchgeführt. 
Den Wahltag bestimmt der Landeswahlleiter. § 41 
Abs. 2 und § 45 gelten entsprechend. 

Neunter Abschnitt 
Schlußbestimmungen 

§ 49 Anfechtung 
Entscheidungen und Maßnahmen, die sich unmittel-
bar auf das Wahlverfahren beziehen, können nur mit 
den in diesem Gesetz und in dar Bundeswahlordnung 
vorgesehenen Rechtsbehelfen sowie im Wahlprü-
fungsverfahren angefochten werden. 

§ 49a Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 
1. entgegen § 11 ohne wichtigen Grund ein Ehrenamt 

ablehnt oder sich ohne genügende Entschuldigung 
den Pflichten eines solchen entzieht oder 

2. entgegen § 32 Abs. 2 Ergebnisse von Wählerbefra-
gungen nach der Stimmabgabe über den Inhalt der 
Wahlentscheidung vor Ablauf der Wahlzeit ver-
öffentlicht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 kann 
mit einer Geldbuße bis zu tausend Deutsche Mark. die 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz t Nr. 2 mit einer 
Geldbuße bis zu hunderttausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
1. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1 

a) der Kreiswahlleiter, wenn ein Wahlberechtigter 
das Amt eines Wahlvorstehers. stellvertreten-
den Wahlvorstehers oder eines Beisitzers im 
Wahlvorstand oder im Kreiswählausschuß, 

b) der Landeswahlleiter, wenn ein Wahlberechtig

-

ter das Amt eines Beisitzers im Landeswahlaus-
schuß, 

c) der Bundeswahlleiter. wenn ein Wahlberechtig-
ter das Amt eines Beisitzers im Bundeswahlaus-
schuß 

unberechtigt ablehnt oder sich ohne genügende 
Entschuldigung den Pflichten eines solchen Amtes 
entzieht, 

2. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 2 der 
Bundeswahlleiter. 

§ 50 Wahlkosten 
(1) Der Bund erstattet den Ländern zugleich für ihre 
Gemeinden (Gemeindeverbände) die durch die Wahl 
veranlaßten notwendigen Ausgaben durch einen 
festen, nach Gemeindegrößen abgestuften Betrag je 
Wahlberechtigten. 

(2) Der feste Betrag wird vom Bundesminister des 
Innern mit Zustimmung des Bundesrates festgesetzt. 

Bei der Festsetzung werden laufende persönliche und 
sachliche Kosten und Kosten für Benutzung von Räu-
men und Einrichtungen der Länder und Gemeinden 
(Gemeindeverbände) nicht berücksichtigt. 

§ 51 Wahlstatistik 
(1) Das Ergebnis der Wahlen zum Deutschen Bundes-
tag ist statistisch zu bearbeiten. 

(2) In den vom Bundeswahlleiter im Einvernehmen mit 
den Landeswahlleitern und den Statistischen Landes-
ämtern zu bestimmenden Wahlbezirken sind auch 
Statistiken über Geschlechts- und Altersgliederung 
der Wahlberechtigten und Wählerunter Berücksichti-
gung der Stimmabgabe für die einzelnen Wahlvor-
schläge zu erstellen. Die Trennung der Wahl nach 
Altersgruppen und Geschlechtern ist nur zulässig, 
wenn die Stimmabgabe der einzelnen Wähler dadurch 
nicht erkennbar wird. 

§ 52 Bundeswahlordnung 

(1) Der Bundesminister des Innern erläßt die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderliche Bundes-
wahlordnung. Er trifft darin insbesondere Rechtsvor-
schriften über 
1. die Bestellung der Wahlleiter und Wahlvorsteher, 

die Bildung der Wahlausschüsse und Wahlvor-
stände sowie über die Tätigkeit, Beschlußfähig-
keit und das Vorfahren der Wahlorgane. 

2. die Berufung in ein Wahlehrenamt, über den 
Ersatz von Auslagen für Inhaber von Wahlehren-
ämtern und über das Bußgeldverfahren, 

3. die Wahlzeit, 
4. die Bildung der Wahlbezirke und ihre Bekannt-

machung, 
5. die einzelnen Voraussetzungen für die Aufnahme 

in die Wählerverzeichnisse, deren Führung. Aus

-

legung. Berichtigung und Abschluß, über den 
Einspruch und die Beschwerde gegen das Wäh-
lerverzeichnis sowie über die Benachrichtigung 
der Wahlberechtigten, 

6. die einzelnen Voraussetzungen für die Erteilung 
von Wahlscheinen, deren Ausstellung, über den 
Einspruch und die Beschwerde gegen die Ableh-
nung von Wahlscheinen, 

7. den Nachweis der Wahlrechtsvoraussetzungen, 
8. das Verfahren nach § 18 Abs. 2 bis 4, 
9. Einreichung, Inhalt und Form der Wahlvor-

schläge sowie der dazugehörigen Unterlagen, 
über ihre Prüfung, die Beseitigung von Mängeln, 
ihre Zulassung, die Beschwerde gegen Entschei-
dungen des Kreiswahlausschusses und des Lan-
deswahlausschusses sowie die Bekanntgabe der 
Wahlvorschläge, 

10. Form und Inhalt des Stimmzettels und über den 
Wahlumschlag, 

11. Bereitstellung, Einrichtung und Bekanntmachung 
der Wahlräume sowie über Wahlschutzvorrich-
tungen und Wahlzellen, 

12. die Stimmabgabe. auch soweit besondere Ver-
hältnisse besondere Regelungen erfordern, 

13. die Briefwahl,  
14. die Wahl in Kranken- und Pflegeanstalten, Klö-

stern, gesperrten Wohnstätten sowie sozialthe-
rapeutischen und Justizvollzugsanstalten, 



15. die Feststellung der Wahlergebnisse, ihre Weitermeldung und Bekanntgabe sowie die 
Benachrichtigung der Gewählten,  

16. die Durchführung von Nachwahlen, Wiederholungswahlen und Ersatzwahlen sowie die 
Berufung von Listennachfolgern. 

(2) Die Rechtsvorschriften bedürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, im Falle einer Auflösung des Deut

-

schen Bundestages die in dem Bundeswahlgesetz und in der Bundeswahlordnung bestimmten 
Fristen und Termine durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates abzukürzen, 

§ 53 Übergangsregelung für die Wahl zum 12. Deutschen Bundestag 

(1) Für die Wahl zum 12. Deutschen Bundestag verringert sich die in § 1 Abs. 1 
Festgelegte Abgeordnetenzahl auf 512, die Zahl der nach § 1 Abs. 2 nach Kreis-
wahlvorschlägen zu wählenden Abgeordneten.auf 256.  

(2) § 27 Abs. 1 Satz 2 gilt für das Land Berlin bei der Wahl zum 12. Deutschen 
Bundestag mit der Maßgabe, daß die Zahl der Wahlberechtigten bei der letzten Wahl 
zum Abgeordnetenhaus von Berlin zugrunde zu legen ist. 

(3) § 30 Abs. 3 Satz 1 gilt Für das Land Berlin Für die Wahl zum 12. Deutschen 
Bundestag mit der Maßgabe, daß sich die Reihenfolge der Landeslisten von Parteien, 
die im letzten Bundesing vertreten waren, nach der Zahl der Zweitstimmen bei der 
letzten Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin richtet. 

§ 53 a Fristen und Termine 

Die in diesem Gesetz vorgesehenen Fristen und Termine verlängern oder ändern sich 
nicht dadurch, daß der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, 
einen Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag Fällt. Eine 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist ausgeschlossen. 

§ 54 Berlin - Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1.) auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Drit-
ten Oberleitungsgesetzes. 

§ 55 Ausdehnung des Geltungsbereiches dieses Gesetzes 

Dieses Gesetz ist in anderen Teilen Deutschlands nach deren Beitritt gemäß Artikel 23 
des Grundgesetzes in Kraft zu setzen. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens und die Wahl-
kreiseinteilung werden durch Bundesgesetz bestimmt. 

§ 56*) Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vierzehn Tage nach der Verkündung in Kraft. Es findet erstmals 
auf die Wahl des dritten Deutschen Bundestages Anwendung. 

*) Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ursprünglichen 
Fassung vom 7. Mai 1936. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Änderungen 
ergibt sich aus den in der vorangestellten Bekanntmachung näher bezeichneten 
Gesetzen. 

 



Anlage  zur drucksache Nr. 173 

Anhang 

Ergänzung der Anlage zum Bundeswahlgesetz 

Nr. 
Wahlkreis 

Name Gebiet des Wahlkreises 

257 Berlin-Mitte

-

Prenzlauer Berg

-

Weißensee I 

Stadtbezirk 	Mitte 
Stadtbezirk 	Prenzlauer Berg 
vom Stadtbezirk 	Weißensee 

die Wohnbezirke: 3 - 36 

258 Berlin-Pankow

-

Hohenschönhausen

-

Weißensee 	II 

Stadtbezirk 	Pankow 
Stadtbezirk 	Hohenschönhausen 
vom Stadtbezirk 	Weißensee 

die Ortsteile Blankenburg, Karow, 
Heinersdorf und die Wohnbezirke: 
1, 2, 41 - 48, 73, 74 ,80 

259 Berlin-Friedrichshain 
-Treptow

-

Lichtenberg I 

Stadtbezirk 	Friedrichshain 
Stadtbezirk 	Treptow 
vom Stadtbezirk 	Lichtenberg 

die Wohnbezirke: 10, 13 - 19, 22, 23 

260 Berlin-Köpenick

-

Lichtenberg II 
Stadtbezirk 	Köpenick 
vom Stadtbezirk 	Lichtenberg 

die Wohnbezirke: 1, 11. 12, 26 - 73, 
202 - 210 

261 Berlin-Hellersdorf

-

Mahrzahn 
Stadtbezirk 	Hellersdorf 
Stadtbezirk 	Harzahn 

Mecklenburg-Vorpommern 

262 Wismar-Gadebusch

-

Grevesmühlen-Doberan

-

Bützow 

Stadtkreis 	Wismar 
Landkreis 	Wismar 
Landkreie 	Bad Doberan 
Landkreis 	Grevesmühlen 
Landkreis 	Bützow 
Landkreis 	Gadebusch 

263 Schwerin-Hagenow Stadtkreis 	Schwerin 
Landkreis 	Schwerin 
Landkreis 	Hagenow 



Nr. Name 
Wahlkreis  

Gebiet des Wahlkreises 

264 Güstrow-Sternberg
-

Lübz-Parchim

-

Ludwigslust 

Landkreis 	Güstrow 
Landkreis 	Ludwigslust 
Landkreis 	Parchim 
Landkreis 	Lübz • 
Landkreis 	Sternberg 

265 Rostock Stadtkreis 	Rostock 

266 Rostock, Land

-

Ribnitz-Damgarten

-

Teterow-Malchin 
 

Landkreis 	Rostock 
Landkreis 	Malchin 
Landkreis 	Ribnitz-Damgarten 
Landkreis 	Teterow 

267 Stralsund-Rügen

-

Grimmen 
Stadtkreis 	Stralsund 
Landkreis 	Stralsund 
Landkreis 	Rügen  
Landkreis 	Grimmen 

268 Greifswald-Wolgast

-

Demmin 
Stadtkreis 	Greifswald 
Landkreis 	Greifswald 
Landkreis 	Wolgast 
Landkreis 	Demmin 

269 Neubrandenburg

-

Altentreptow

-

Waren-Röbel 

Stadtkreis 	Neubrandenburg 
Landkreis 	Neubrandenburg 
Landkreis 	Waren 
Landkreis 	Altentreptow 
Landkreis 	Röbel 

270 Neustrelitz-Strasburg

-

Pasewalk-Ueckermünde

-

Anklam 

Landkreis 	Neustrelitz 
Landkreis 	Ueckermünde 

.Landkreis 	Pasewalk 
Landkreis 	Anklam 
Landkreis 	Strasburg 

271 Neuruppin-Kyritz

-

Wittstock-Pritzwalk

-

Perleberg 

Brandunburg 

Landkreis 	Neuruppin 
Landkreis 	Perleberg 
Landkreis 	Kyritz 
Landkreis 	Pritzwalk 
Landkreis 	Wittstock 



Nr. 
Wahlkreis 

Name Gebiet des Wahlkreises 

272 Prenzlau-Angermünde -
Schwedt-Templin

-

Gransee 

Landkreis 	Prenzlau 
Landkreis 	Schwedt 
Landkreis 	Gransee 
Landkreis 	Templin 
Landkreis 	Angermünde 

273 Oranienburg-Nauen Landkreis 	Oranienburg 
Landkreis 	Nauen 

274 Eberswalde-Bernau

-

Bad Freienwalde 
Landkreis 	Eberswalde 
Landkreis 	Bernau 
Landkreis 	Bad Freienwalde 

275 Brandenburg-Rathezow

-

Belzig 
Stadtkreis 	Brandenburg 
Landkreis 	Brandenburg 
Landkreis 	Rathenow 
Landkreis 	Belzig 

276 Potsdam Stadtkreis 	Potsdam 
Landkreis 	Potsdam 

277 Fürstenwalde

-

Strausberg-Seelow 
Landkreis 	Fürstenwalde 
Landkreis 	Strausberg 
Landkreis 	Seelow 

278 Luckenwalde-Zossen

-

Jüterbog-Königs 
Wusterhausen 

Landkreis 	Luckenwalde 
Landkreis 	Zossen 
Landkreis 	Jüterbog 
Landkreis 	Königs Wusterhausen 

279 Frankfurt/Oder

-

Eisenhüttenstadt

-

Beeskow 

Stadtkreis 	Frankfurt/Oder 
Stadtkreis 	Eisenhüttenstadt 
Landkreis 	Eisenhüttenstadt 
Landkreis 	Beeskow 

280 Cottbus-Guben-Forst Stadtkreis 	Cottbus 
Landkreis 	Cottbus 
Landkreis 	Guben 
Landkreis 	Forst 

281 Senftenberg-Calau

-

Spremberg 
Landkreis 	Senftenberg 
Landkreis 	Calau 
Landkreis 	Spremberg 



Nr. 
Wählkreis  

Name Gebiet des Wahlkreises 

282 Bad Liebenwerda -
Finsterwalde

-

Herzberg-Lübben

-

Luckau 

Landkreis 	Fad Liebenwerda 
Landkreis 	Finsterwalde 
Landkreis 	Herzberg 
Landkreis 	Leben 
Landkreis. 	Luckau 

Sachsen-Anhalt  

283 

 

Altmark Landkreis 	Stendal 
Landkreis 	Salzwedel 
Landkreis 	Osterburg 
Landkreis 	Gardelegen 
Landkreis 	Klötze 

284 Elbe-Havel-Gebiet und 
Haldensleben

-

Wolmirstedt 

Landkreis 	Bürg 
Landkreis 	Genthin 
Landkreis 	Havelberg 
Landkreis 	Haldensleben 
Landkreis 	Wolmirstedt 

285 Harz und Vorharzgebiet Landkreis 	Wernigerode 
Landkreis 	Halberstadt 
Landkreis 	Oschersleben 

286 Magdeburg vom Stadtkreis Magdeburg 

die Wohngebiete: 
Neustädter See, Kannstieg, Rothensee, 
Alte Neustadt, Neue Neustadt, Nord

-

front, Birkenweiler, Neustädter Feld, 
Nordwest, Neuolvenstedt, Altolvenstedt, 
Stadtfeld, Stadtzentrum, Cracau/Werder, 
Heumarkt , Prester, Otters leben, 
Lemsdorf, Diesdorf, Kreatenweg, 
Lindenweiler 

287 Magdeburg-Schönebeck

-

Wanzleben-Staßfurt 
vom Stadtkreis 	Magdeburg 

die Wohngebiete: 
Buckau. Fermersieben, Salbke, 
Westerhüsen, Leipziger Straße, Hopfen

-

garten, Reform 

Landkreis 	Schönebeck 
Landkreis 	Wanzleben 
Landkreis 	Staßfurt 



Nr. 
Wählkreis 

Name Gebiet des Wahlkreises 

288 Wittenberg -
Gräfenhainichen

-

Jessen-Roßlau 

Landkreis 	Wittenberg 
Landkreis 	Gräfenhainichen 
Landkreis 	Roßlau 
Landkreis 	Jessen 

289 Dessau-Bitterfeld Stadtkreis 	Dessau 
Landkreis 	Bitterfeld 

290 Bernburg-Aschersleben

-

Köthen-Zerbst 
Landkreis 	Bernburg 
Landkreis 	Aschersleben 
Landkreis 	Köthen 
Landkreis 	Zerbst 

291 Halle-Altstadt vom Stadtkreis 	Halle 

die Stadtgebiete: 
Ost, Süd, West 

 

292 Halle-Neustadt

-

Saalkreis-Eisleben 
vom Stadtkreis Halle 

das Stadtgebiet Halle-Neustadt 

Landkreis 	Saalkreis 
Landkreis 	Eisleben 

293 Merseburg-Querfurt

-

Nebra-Naumburg 1 
Landkreis 	Messeburg 
Landkreis 	Querfurt 
Landkreis 	Nebra 
vom Landkreis Naumburg 

die Gemeinden: 
Naumburg, Burgholzhausen, Burkersroda, 
Eckartsberga, Größnitz, Hassenhausen, 
Herrengesserstedt, Kleinheringen, 
Kleinjena, Klosterhäßeler, Lißdorf, 
Möllern, Spielberg, Taugwitz, 
Tremsdorf. Wischroda,  



Nr. 
Wahlkreis 

Name Gebiet des Wahlkreises 

294 Zeitz-Naumburg II- 
Weißenfels

-

Hohenmölsen 

Landkreis 	Zeitz 
Landkreis 	Weißenfels 
vom Landkreis 	Naumburg 

die Gemeinden:  
Abtlöbnitz, Casekirchen, Crölpa-Löb

-

schütz, Eulau, Flemmingen, Gieckau, 
Görschen, Janisroda, Bad Kösen, 
Leislau, Löbitz, Mertendorf, Molau, 
Neidschütz, Pödelist, Prießnitz, 
Schieben, Schönburg, Utenbach, Wethau, 
Wettaburg, 

Landkreis 	Hohenmölsen 

295 Sangerhausen

-

Hettstedt

-

Quedlinburg 

Landkreis 	Sangerhausen 
Landkreis 	Quedlinburg 
Landkreis 	Hettstedt 

 

296 Nordhausen-Worbis

-

Heiligenstadt 
Landkreis 	Nordhausen 
Landkreis 	Worbis 
Landkreis 	Heiligenstadt 

297 Eisenach-Mühlhausen 
 

Landkreis 	Eisenach 
Landkreis 	Mühlhausen 

298 Sömmerda-Artern

-

Sondershausen

-

Langensalza 

Landkreis 	Sömmerda 
Landkreis 	Artern 
Landkreis 	Sondershäusen 
Landkreis 	Langensalza 

299 Gotha-Arnstadt 
 

Landkreis 	Gotha 
Landkreis 	Arnstadt 

300 Erfurt Stadtkreis 	Erfurt 

301 Weimar-Apolda-Erfurt, 
Land 

Stadtkreis 	Weimar 
Landkreis 	Weimar 
Landkreis 	Apolda 
Landkreis 	Erfurt 



Nr. 
Wahlkreis 

Name Gebiet des Wahlkreises 

302 Jena-Rudolstadt -
Stadtroda 

Stadtkreis 	Jena 
Landkreis 	Jena 
Landkreis 	Rudolstadt 
Landkreis 	Stadtroda 

303 Gera. Stadt- Eisen

-

berg-Gera, Land I 
Stadtkreis 	Gera 
Landkreis 	Eisenberg 
vom Landkreis 	Gera 

die Gemeinden: 
Aga, Bocka, Burkersdorf b. Weida, 
Caaschwitz, Cretzschwitz, Crimla, 
Falke, Forstwolfersdorf, Frießnitz, 
Gleina, Groß Ebersdorf, Hain, Hart

-

mannsdorf, Hohenölsen, Hundhaupten, 
Kauern, Köfeln, Bad Köstritz, Krafts

-

dorf, Lederhose, Lindenkreuz, Mosen, 
Münchenbernsdorf, Neundorf, Niedern

-

dorf, Niederpöllnitz, Reichardtsdorf, 
Reben, Röpsen, Rohraa, Rüdersdorf, 
Saara, Schömberg, Schwarzbach, Steins

-

dorf, Teichwitz, Thränitz, Tippeln, 
Trebnitz, Weida, Weißig, Wolfsgefährt, 
Wünschendorf, Zedlitz, 

304 Altenburg-Schmölln

-

Greiz-Gera, Land II 
Landkreis 	Altenburg 
Landkreis 	Greiz 
Landkreis 	Schmölln 
vom Landkreis 	Gera 

die Gemeinden: 
Bethenhausen, Brahmenau, Braunichs

-

walde, Endschütz, Gauern, Großenstein, 
Hermsdorf, Hilbersdorf, Hirschfeld, 
Korbußen, Linda b. Weida, Pölzig, 
Reichstädt, Ronneburg, Rückersdorf, 
Schwaara, Seelingstädt, Söllmnitz, 
Friedmannsdorf, Paitzdorf 

305 Saalfeld-Pößneck

-

Schleiz-Lobenstein

-

Zeulenroda 

 

Landkreis 	Saalfeld 
Landkreis 	Schleiz 
Landkreis 	Pößneck 
Landkreis 	Lobenstein 
Landkreis 	Zeulenroda 

 

306 Meinigen-Bad Salzungen

-

Hildburghausen

-

Sonneberg 

Landkreis 	Meiningen 
Landkreis 	Bad Salzungen 
Landkreis 	Hildburghausen 
Landkreis 	Sonneberg 



Nr. 
Wahlkreis 

Name Gebiet des Wahlkreises 

307 Suhl-Schmalkalden -
Ilmenau-Neuhaus 

Stadtkreis 	Suhl 
Landkreis 	Suhl  
Landkreis 	Schmalkalden 
Landkreis 	Ilmenau 
Landkreis 	Neuhaus 

Sachsen 

308 Delitzsch-Eilenburg

-

Torgau-Wurzen 
Landkreis 	Delitzsch 
Landkreis 	Torgau 
Landkreis 	Eilenburg 
Landkreis 	Wurzen 

309 Leipzig I vom Stadtkreis 	Leipzig 

die Stadtbezirke: Mitte, Nord, 
Nord-Ost, West  
mit den Wohnbezirken: 702 - 729 

310 Leipzig II vom Stadtkreis 	Leipzig 

die Stadtbezirke: Süd-Ost, Süd, 
Süd-West, 
West II mit den Wohnbezirken: 730 - 755 

311 Leipzig, Land-Berna

-

Geithain 
Landkreis 	Leipzig 
Landkreis 	Bo rna 
Landkreis 	Geithain 

312 Döbeln-Grimma-Oschatz Landkreis 	Döbeln 
Landkreis 	Grimma 
Landkreis 	Oschatz 

313 Meißen-Riesa

-

Großenhain 
Landkreis 	Meißen 
Landkreis 	Riesa 
Landkreis 	Großenhain 

314 Hoyerswerda-Kamenz

-

Weißwasser 
Landkreis 	Hoyerswerda 
Landkreis 	Kamenz 
Landkreis 	Weißwasser 

315 Görlitz-Zittau

-

Niesky 
Stadtkreis 	Görlitz 
Landkreis 	Görlitz 
Landkreis 	Zittau 
Landkreis 	Niesky 



Nr. 
Wahlkreis  

Name Gebiet des Wahlkreises 

316 Bautzen-Löbau Landkreis 	Bautzen 
Landkreis 	Löbau 

317 Pirna-Sebnitz

-

Bischofswerda 
Landkreis 	Pirna 
Landkreis 	Bischofswerda 
Landkreis 	Sebnitz 

318 Dresden I vom Stadtkreis 	Dresden 

die Stadtbezirke: 
Ost I, Ost II, Süd I, West II, Süd .II 

319 Dresden II vom Stadtkreis 	Dresden 

die Stadtbezirke: 
Mitte I, Mitte II, Nord I, Nord II, 
West I 

320 Dresden, Land

-

Freital

-

Dippoldiswalde 

Landkreis 	Dresden 
Landkreis 	Freital 
Landkreis 	Dippoldiswalde 

 

321 Freiberg- 
Brand-Erbisdorf- 
Flöha-Marienberg 

Landkreis. 	Freiberg 
Landkreis 	Marienberg 
Landkreis 	Flöha 
Landkreis 	Brand-Erbisdorf 

322 Glauchau-Rochlitz

-

Hohenstein-Ernstthal

-

Hainichen 

Landkreis 	Glauchau 
Landkreis 	Hainichen 
Landkreis 	Hohenstein-Ernstthal 
Landkreis 	Rochlitz 

323 Chemnitz I vom Stadtkreis 	Chemnitz 

die Stadtbezirke: 
Mitte-Nord, West, Süd I 
mit den Stimmbezirken: 
270 - 285, 320 - 343 

 
324 Chemnitz II-Chemnitz, 

Land 
vom Stadtkreis 	Chemnitz 

der Stadtbezirk Süd II 
mit den Stimmbezirken: 
200 - 263, 290 - 314, 600 - 682 

Landkreis Chemnitz 



Nr. 
Wahlkreis 

Name Gebiet des Wahlkreises 

325 Annaberg-Stollberg -
Zachopau 
 

Landkreis 	Annaberg 
Landkreis 	Stollberg 
Landkreis 	Zachopau 

326 Aue-Schwarzenberg

-

Zwickau, Land 
Landkreis 	Aue 
Landkreis 	Zwickau 
Landkreis 	Schwarzenberg 

327 Zwickau-Werdau

-

Reichenbach 
Stadtkreis 	Zwickau 
Landkreis 	Werdau 
Landkreis 	Reichenbach 

328 Plauen-Oelsnitz

-

Auerbach-Klingenthal 
Stadtkreis 	Plauen 
Landkreis 	Plauen 
Landkreis 	Auerbach 
Landkreis 	Oelsnitz 
Landkreis 	Klingenthal 


